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Sehr geehrte
Klientinnen und
Klienten!

Erfolg und Vertrauen fir das kommende Jahr 2025 wiinscht lhnen die K&E
Wirtschaftstreuhand in allen unternehmerischen Tatigkeiten.

Beratung und Unterstitzung der K&E ,Tax, Audit, Consulting” wird lhnen
qualitativ und persdnlich garantiert.

Ein umfassendes Service bietet lhnen das Team in vielen Arbeitsbereichen.

Die aktuelle K&E Klienten-Information 2025 wird Sie iber steuerliche
Themen und Termine auf dem Laufenden halten.

Der K&E Newsletter wird lhnen regelméBig zugesendet und ist online
unter ,NEWS” auf der K&E Website und im LinkedIn aufzurufen.

Die K&E App mit Live-Chat bietet den Zugriff auf das persénliche Klienten-
Portal inklusive dem Gehaltsrechner zu jeder Zeit.

Das Young Business Service ,YBS” hilft und ermutigt Start-ups sich
steverlich zu orientieren.

NEXIA ist ein global tatiges Netzwerk, das der K&E den internationalen
Austausch in steverlichen Anliegen erméglicht.

Eine erfolgreiche Zusammenarbeit ist uns ein stetes Anliegen. Wir danken
lhnen fir das entgegengebrachte Vertrauen.

Hannes Greimer Gunnar Sixl
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1 MalRhahmen vor Jahresende 2024

In durchaus turbulenten Zeiten sollte der naher riickende Jahreswechsel auch dieses Mal wieder zum
Anlass fir einen Steuer-Check genommen werden. Denn es finden sich regelméBig Moglichkeiten,
durch gezielte MaBhahmen legal Steuern zu sparen bzw. die Voraussetzungen dafir zu schaffen.

1.1 Fur Unternehmer

Antrag auf Gruppenbesteuerung stellen

Bei Kapitalgesellschaften kann durch die Bildung einer Unternehmensgruppe die Moglichkeit ge-
schaffen werden, Gewinne und Verluste der einbezogenen Gesellschaften auszugleichen. Voraus-
setzungen sind die finanzielle Verbindung (Kapitalbeteiligung von mehr als 50 % und Mehrheit
der Stimmrechte) seit Beginn des Wirtschaftsjahres sowie ein entsprechend beim Finanzamt einge-
brachter und sorgsam unterfertigter Gruppenantrag (die amtlichen Formulare miissen im Original
unterzeichnet eingereicht werden - Unterfertigung mittels qualifizierter elektronischer Signatur
und Einbringung tber FinanzOnline ist jedoch mdglich). Bei allen Kapitalgesellschaften, die das Ka-
lenderjahr als Wirtschaftsjahr haben (d.h. Bilanzstichtag 31.12.) ist der Gruppenantrag bis spatestens
31.12.2024 einzubringen. Gleiches gilt fir die Aufnahme in eine bestehende Steuergruppe (z.B., weil
eine neue Beteiligung am 1.1.2024 erworben wurde).

Forschungsférderung — Forschungspramie

Die Forschungspramie von 14 % ist als Steuergutschrift konzipiert und wirkt daher sowohl in Ge-
winn- als auch in Verlustjahren. Uberdies sind die Forschungsaufwendungen unabhingig von der
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Inanspruchnahme der Forschungspramie steuerlich abzugsfihig. Die fir die Pramie relevanten
Forschungsaufwendungen kénnen Personal- und Materialaufwendungen fir F&E-Tatigkeiten,
Gemeinkosten, Finanzierungskosten und unmittelbar der Forschung und Entwicklung dienende In-
vestitionen (einschlielich der Anschaffung von Grundstlicken) umfassen. Die Forschungspramie
ist fur die Eigenforschung (diese muss im Inland erfolgen) der Hohe nach nicht gedeckelt. Fiir die
Geltendmachung der Forschungspramie ist die Vorlage eines positiven Gutachtens der FFG (Anfor-
derung Uber FinanzOnline) erforderlich. Im Gegensatz dazu ist die Bemessungsgrundlage fiir Auf-
tragsforschung - Voraussetzung ist wiederum, dass es sich um einen inlandischen Auftragnehmer
handelt — beim Auftraggeber mit 1.000.000 € begrenzt. Die Vorlage eines FFG-Gutachtens ist bei der
Auftragsforschung nicht erforderlich. Im Rahmen der Bemessungsgrundlage der eigenbetrieblichen
Forschung kann auch ein fiktiver Unternehmerlohn angesetzt werden. Dieser betragt 50 € (zuvor
45 €) pro fir Forschung und Entwicklung geleistete Tatigkeitsstunde, maximal 86.000 € pro Person.

Gewinnfreibetrag

Der Gewinnfreibetrag steht allen natirlichen Personen unabhangig von der Gewinnermittlungsart zu
und betrédgt bis zu 15 % des Gewinnes. Bis zu einem Gewinn von 33.000 € steht jedem Steuerpflichti-
gen ohne Nachweis ein Grundfreibetrag von 15 % zu; fiir die Geltendmachung eines héheren Frei-
betrags sind entsprechende Investitionen erforderlich. Begiinstigte Investitionen umfassen grund-
satzlich abnutzbare korperliche Anlagen, Wohnbauanleihen bzw. auch andere Wertpapiere wie
z.B. Bundesanleihen, Bank- und Industrieschuldverschreibungen oder bestimmte Investment- und
Immobilienfonds (sofern auch zur Deckung von Pensionsriickstellungen geeignet). Die Nutzungsdau-
er bzw. Behaltefrist betragt jeweils 4 Jahre. Scheiden dem Betrieb gewidmete Wertpapiere vor dem
Ablauf von 4 Jahren aus, so kann eine Ersatzbeschaffung durch Realinvestitionen erfolgen bzw. ist
bei vorzeitiger Tilgung eine Wertpapierersatzanschaffung binnen 2 Monaten maoglich. Bei Inanspruch-
nahme einer Betriebsausgabenpauschalierung steht nur der Grundfreibetrag zu (dies gilt auch
bei der Pauschalierung fir Kleinunternehmer). Der Gewinnfreibetrag vermindert auch die GSVG-Be-
messungsgrundlage und somit neben der Steuerbelastung auch die Sozialversicherungsbelas-
tung. Der Gewinnfreibetrag wird fiir Gewinne ab von 33.000 € bis 178.000 € auf 13 % reduziert und
betragt zwischen 178.000 € und 353.000 € 7 %, zwischen 353.000 € und 583.000 € nur mehr 4,5 %,
fur den dartiber hinaus gehenden Teil der Gewinne entfallt der Freibetrag zur Ganze. Der Freibetrag
betragt daher maximal 46.400 €.

Vorgezogene Investitionen (Halbjahresabschreibung) bzw. Zeitpunkt der
Vorauszahlung/Vereinnahmung bei E-A-Rechnern

Fur Investitionen, die nach dem 30.6.2024 getdtigt werden, kann unabhangig vom Anschaffungs-
zeitpunkt in der zweiten Jahreshalfte die halbe Jahres-AfA abgesetzt werden. Das Vorziehen von In-
vestitionen spéatestens in den Dezember 2024 kann daher Steuervorteile bringen. Geringwertige
Wirtschaftsgiiter (seit 2023 max. 1.000 €) konnen sofort zur Gdanze abgesetzt werden. E-A-Rechner
konnen grundsatzlich durch die Ausnutzung des Zufluss-, Abflussprinzips eine temporére Verlage-
rung der Steuerpflicht erzielen. Fiir Investitionen seit 1.7.2020 kann alternativ zur linearen AfA eine
degressive AfA in Hohe von 30 % geltend gemacht werden. Dieser Prozentsatz ist auf den jeweiligen
Buchwert (Restbuchwert) anzuwenden. Ausgeschlossen von dieser i.d.R. beschleunigten Abschrei-
bung sind allerdings Investitionen in Geb&dude, KFZ (nicht aber Investitionen in Elektrofahrzeuge),
Firmenwerte oder immaterielle Wirtschaftsgiiter, die nicht den Bereichen Digitalisierung, Okologi-
sierung oder Gesundheit/Life-Science zuzuordnen sind. Jedenfalls ausgeschlossen von der degres-
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siven AfA sind Investitionen in unkérperliche Wirtschaftsgiiter, die zur entgeltlichen Uberlassung be-
stimmt sind oder von konzernzugehérigen Unternehmen/beherrschenden Gesellschaftern erworben
wurden. Fiir gebrauchte Wirtschaftsgiiter kann ebenso wenig die beschleunigte Abschreibung in
Anspruch genommen werden wie fiir Anlagen, die der Férderung, dem Transport oder der Speiche-
rung fossiler Energietrager dienen sowie Anlagen, welche fossile Energietrager direkt nutzen.

Firin § 19 Abs. 3 EStG angefiihrte Ausgaben (z.B. Beratungs-, Miet-, Vertriebs-, Verwaltungs-, Zinskos-
ten etc.) ist allerdings lediglich eine einjahrige Vorauszahlung steuerlich abzugsfahig! Regelmaflig
wiederkehrende Einnahmen oder Ausgaben, die zum Jahresende féllig werden, sind jenem Kalender-
jahr zuzurechnen, zu dem sie wirtschaftlich gehdren, wenn sie innerhalb von 15 Tagen vor oder nach
dem 31.12. bewirkt werden. So genannte ,stehen gelassene Forderungen”, welche nur auf Wunsch
des Glaubigers spater gezahlt werden, gelten allerdings als bereits (im alten Jahr) zugeflossen.

Investitionsfreibetrag ausniitzen

Seit 2023 kann fiir die Anschaffung oder Herstellung von bestimmten Wirtschaftsgltern des abnutz-
baren Anlagevermégens mit einer betriebsgewdhnlichen Nutzungsdauer von zumindest 4 Jahren ein
Investitionsfreibetrag von 10 % bzw. fiir 6kologische Investitionen von sogar 15 % geltend ge-
macht werden. Die Basis fiir den Investitionsfreibetrag ist jahrlich mit 1 Mio. € begrenzt, so dass sich
durch ein gezieltes Vorziehen oder Verschieben von Investitionen Gestaltungsmaoglichkeiten ergeben.
Fur Wirtschaftsguter, fir die ein Gewinnfreibetrag geltend gemacht wird, steht kein Investitionsfrei-
betrag zu.

Oko-Zuschlag fiir Wohngebaude

Der fiir die Jahre 2024 und 2025 befristet geltende Oko-Zuschlag von 15 % kann als zusitzliche Be-
triebsausgabe fiir thermisch-energetische SanierungsmaBBnahmen bei zu Wohnzwecken iiber-
lassenen Gebauden geltend gemacht werden. Begiinstigte MaBnahmen sind u.a. eine Gebdude-
dammung, der Austausch von Fenstern, Dach und Fassadenbegriinungen und der Austausch eines
fossilen Heizungssystems durch ein klimafreundliches Heizungssystem.

Beschleunigte Abschreibung bei Gebauden

Fir Gebaude, die nach dem 30.6.2020 angeschafft oder hergestellt worden sind, gilt eine be-
schleunigte AfA. Im ersten Jahr betragt die AfA von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten das
Dreifache des ,normalerweise” anzuwendenden Prozentsatzes (7,5 % im betrieblichen Bereich bzw.
4,5 % im auBerbetrieblichen Bereich), im darauffolgenden Jahr das Zweifache (5 % bzw. 3 %). Ab dem
zweitfolgenden Jahr betragt die Bemessung der AfA 2,5 % im betrieblichen Bereich bzw. 1,5 % bei der
Vermietung und Verpachtung.

Fir Wohngebaude im Betriebs- und Privatvermdgen ist eine noch attraktivere Abschreibung még-
lich, sofern der Neubau zwischen 1.1.2024 und 31.12.2026 fertiggestellt wird und bestimmte oko-
logische Standards eingehalten werden (,klimaaktiv Bronze-Standard”). Es kann dann in den ersten
drei Jahren nach Fertigstellung der 3-fache-Wert der AfA angesetzt werden — bei Einkiinften aus
Vermietung und Verpachtung sind das jeweils 4,5 % fiir drei Jahre (keine Halbjahres-AfA).
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Ersatzbeschaffungen bei VerauRerungsgewinnen von Anlagen

Natiirliche Personen kénnen die Versteuerung von VerauBBerungsgewinnen fiir mindestens sieben
Jahre im Anlagevermdégen gehaltene Wirtschaftsgiiter durch (eingeschrinkte) Ubertragung auf die
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten von Neuinvestitionen einer sofortigen Besteuerung ent-
ziehen (Steuerstundungseffekt).

Beachtung der Umsatzgrenze fiir Kleinunternehmer

Diese Umsatzsteuerbefreiung (ohne Vorsteuerabzug) ist nur bei einem Jahresnettoumsatz von bis
zu 35.000 € maoglich. Seit 1.1.2017 missen fiir die Kleinunternehmergrenze bestimmte steuerfreie
Umsatze (z.B. aus arztlicher Tatigkeit oder als Aufsichtsrat) nicht mehr beriicksichtigt werden. Maf3-
gebend fir die Kleinunternehmerbefreiung ist, dass das Unternehmen im Inland betrieben wird.
Unternehmer, die Gefahr laufen, diese Grenze im Jahr 2024 zu Giberschreiten, sollten — sofern mog-
lich — den Abschluss der Leistungserbringung auf 2025 verschieben. Ein Verschieben lediglich des
Zahlungseingangs ist nicht ausreichend fiir die Einhaltung der Kleinunternehmergrenze. Ab 2025 be-
tragt die Umsatzgrenze 55.000 € (Bruttogrenze).

GSVG-Befreiung

Kleinstunternehmer (Jahresumsatz unter 35.000 €, Einkiinfte unter 6.221,28 €) konnen eine GSVG-
Befreiung fiir 2024 bis 31. Dezember 2024 beantragen. Berechtigt sind Jungunternehmer (max. 12
Monate GSVG-Pflicht in den letzten 5 Jahren), Personen ab 60 Jahren (Regelpensionsalter) bzw. Perso-
nen Uber 57 Jahre, wenn die genannten Grenzen in den letzten 5 Jahren nicht Gberschritten wurden.
Die Befreiung kann auch wahrend des Bezugs von Kinderbetreuungsgeld oder bei Bestehen einer
Teilversicherung wéhrend der Kindererziehung beantragt werden. Diesbeziiglich gilt eine monatli-
che Grenze von 518,44 € bzw. ein monatlicher Umsatz von 2.916,67 € (jeweils im Durchschnitt).

Vorauszahlung von GSVG-Beitragen

Bei Einnahmen-Ausgaben-Rechnern wird eine Vorauszahlung von GSVG-Beitrdagen dann an-
erkannt, wenn diese in ihrer Hohe der voraussichtlichen Nachzahlung fir das betreffende Jahr ent-
spricht. Rechnen Sie mit einer Nachzahlung, kénnen Sie durch Leistung einer freiwilligen Voraus-
zahlung den Gewinn reduzieren bzw. glatten und damit eventuell nachteilige Progressionsspriinge
vermeiden.

Netzkarten fiir Selbstandige

Seit 2022 kénnen Selbstandige (nicht auf andere (ibertragbare) Netzkarten fiir den 6ffentlichen
Verkehr im AusmaB von 50 % der Ausgaben pauschal als Betriebsausgaben absetzen, sofern diese
auch fiir betriebliche Fahrten verwendet werden.

Aufbewahrungspflichten

Mit 31.12.24 endet grundsatzlich die 7-jahrige Aufbewahrungspflicht fir Geschaftsunterlagen des
Jahres 2017. Weiterhin aufzubewahren sind Unterlagen, welche fiir ein anhdngiges Abgaben- oder
sonstiges behdrdliches/gerichtliches Verfahren von Bedeutung sind. Unterlagen fiir Grundstticke
bei Vorsteuerriickverrechnung sind 12 Jahre lang aufzubewahren. Dienen Grundstiicke nicht aus-
schlieB3lich unternehmerischen Zwecken und wurde beim nichtunternehmerischen Teil ein Vorsteuer-
abzug in Anspruch genommen, verléngert sich die Aufbewahrungspflicht unter gewissen Vorausset-
zungen auf 22 Jahre. Die Aufbewahrungspflicht fiir Unterlagen i.Z.m. Grundstiicken betragt auch 22
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Jahre, wenn mit der Vermietung zu Wohnzwecken bzw. unternehmerischen Nutzung ab 01.04.2012
begonnen wurde. Keinesfalls sollten Unterlagen vernichtet werden, die zur Beweisfiihrung z.B. bei
Produkthaftung, Eigentums-, Bestands- und Arbeitsvertragsrecht dienen.

Abzugsfahigkeit von Spenden

Spenden aus dem Betriebsvermdgen an bestimmte Forschungseinrichtungen und der Erwachse-
nenbildung dienende Lehreinrichtungen wie auch Universitaten kdnnen bis zu einem Maximalbe-
trag von 10 % des Gewinnes Betriebsausgabe sein. Zusatzlich und betragsmafig unbegrenzt kon-
nen auch Geld- und Sachspenden, die mit der Hilfestellung bei Katastrophenfallen zusammenhangen,
geltend gemacht werden, sofern sie der Werbung dienen. Auch Spenden fiir mildtédtige Zwecke,
Tierschutz und an freiwillige Feuerwehren sind als Betriebsausgabe absetzbar. Wesentlich ist mit-
unter, dass die Spenden empfangende Organisation bzw. der Spendensammelverein in der BMF-Lis-
te aufscheint und dass die Spende im Jahr 2024 geleistet wurde. Seit 2024 kdnnen unter gewissen
Voraussetzungen (Gemeinnutzigkeit) auch Spenden an Schulen, Kindergédrten, Kultureinrichtungen
oder Sportvereine abgesetzt werden. Eine doppelte Beriicksichtigung einer bestimmten Spende
als Betriebsausgabe und als Sonderausgabe ist nicht moéglich. Zu beachten ist auch, dass betrieb-
liche und private Spenden zusammen das Maximum von 10 % des Gesamtbetrags der Einkiinfte
nicht Gberschreiten diirfen. Seit dem Jahr 2024 ist auch die Zuwendung von Lebensmitteln an be-
gunstigte mildtatige Einrichtungen einkommensteuerlich steuerneutral moglich.

Wertpapierdeckung bei Pensionsriickstellungen

Zur Vermeidung von steuerlichen Strafzuschldagen miissen zum Ende des Wirtschaftsjahres Wert-
papiere im Nennbetrag von mindestens 50 % des am Schluss des vorangegangenen Wirtschafts-
jahres ausgewiesenen steuerlichen Pensionsriickstellungsbetrages im Betriebsvermégen vorhan-
den sein. Es sollte daher das Vorhandensein einer entsprechenden Bedeckung noch vor Jahresende
Uberpruft werden.

Energieabgabenriickvergiitung
Die Antragstellung fiir das Kalenderjahr 2019 hat bis spatestens 31.12.2024 zu erfolgen.

1.2 Fur Arbeitgeber

Lohnsteuer- und beitragsfreie Zuwendungen an Dienstnehmer (pro
Dienstnehmer p.a.)

» Betriebsveranstaltungen (z.B. Weihnachtsfeier) 365 €;
» Sachzuwendungen (z.B. Weihnachtsgeschenk) 186 €;

» Klimaticket: Seit 1.7.2022 ist die ganzliche oder teilweise Ubernahme von Wochen-, Monats- oder
Jahreskarten fiir 6ffentliche Verkehrsmittel steuerfrei moglich. Dazu zahlt auch das Klimaticket;

» Freiwillige soziale Zuwendungen an den Betriebsratsfonds sowie zur Beseitigung von Katastro-
phenschaden;
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»

»

»

»

»

Kostenlose oder verbilligte Beniitzung von Einrichtungen und Anlagen, die der Arbeitgeber
allen oder bestimmten Gruppen von Arbeitnehmern zur Verfligung stellt (z.B. Kindergarten, Sport-
anlagen oder Betriebsbibliotheken, nicht aber ein vergiinstigtes Fitnesscenter oder Garagenab-
stellplatze);

Zukunftssicherung (z.B. Er- und Ablebensversicherungen, Krankenversicherungen, Anteile an
Pensionsinvestmentfonds oder Pensionskassenbeitrage) bis 300 €;

Freie oder verbilligte Mahlzeiten und Getranke am Arbeitsplatz von bis zu 8 € pro Arbeitstag;
Zuschuss fur Kinderbetreuungskosten 2.000 € (pro Kind);

Mitarbeiterrabatte auf Produkte des Unternehmens, die nicht héher als 20 % sind, fuhren zu
keinem Sachbezug. Diese 20 % sind eine Freigrenze, d.h. wird ein héherer Rabatt gewahrt, liegt
prinzipiell ein Vorteil aus dem Dienstverhaltnis vor, von dem im gesamten Kalenderjahr nur 1.000 €
(Freibetrag) steuerfrei sind;

Mitarbeiterbeteiligung: fiir den Vorteil aus der unentgeltlichen oder verbilligten Abgabe von
Unternehmensanteilen an Mitarbeiter besteht ein jahrlicher Freibetrag pro Mitarbeiter i.H.v.
3.000 €. Seit dem 1.1.2018 gibt es auch die Moglichkeit der unentgeltlichen oder verbilligten Ab-
gabe von Aktien bis zu einem Wert von 4.500 € pro Jahr in steuer- und sozialversicherungsbefrei-
ter Form. Voraussetzung ist, dass eine Mitarbeiterbeteiligungsstiftung die Aktien bis zum Ende
des Dienstverhaltnisses treuhandig verwaltet;

Mitarbeitergewinnbeteiligung: Eine Gewinnbeteiligung von bis zu 3.000 € im Kalenderjahr kann
steuerfrei (nicht aber sozialversicherungsfrei) ausbezahlt werden;

Steuerfreie Mitarbeiterpramie (im Vorjahr noch ,Teuerungspramie”): im Ausmaf von bis zu
3.000 € kann im Jahr 2024 unter bestimmten Voraussetzungen eine Mitarbeiterpramie ausbe-
zahlt werden, furr die keine Lohnsteuer, Sozialversicherungsbeitrage oder Dienstgeberabgaben an-
fallen. Auf die Grenze von 3.000 € sind Zahlungen aus der zuvor genannten Mitarbeitergewinn-
beteiligung anzurechnen, so dass hier eine gewisse Konkurrenz besteht.

1.3 Fur Arbeitnehmer

Werbungskosten noch vor Jahresende bezahlen

Ausgaben, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der nichtselbstandigen Tatigkeit stehen, mus-
sen noch vor dem 31.12.24 entrichtet werden, damit sie 2024 von der Steuer abgesetzt werden kon-
nen. Oftmals handelt es sich dabei um berufsbedingte Aus-, Fortbildungs- und Umschulungskos-
ten. Werbungskosten sind entsprechend nachzuweisen (Rechnungen, Quittungen, Fahrtenbuch) und
nur zu beriicksichtigen, sofern sie insgesamt 132 € (Werbungskostenpauschale) tibersteigen. Uber-
dies kdnnen die Kosten fiir die Anschaffung ergonomisch geeigneten Mobiliars fiirs Home-Office
(z.B. Schreibtisch, Drehstuhl, Beleuchtung) von bis zu 300 € als zusatzliche Werbungskosten geltend
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gemacht werden. Auch ohne Nachweis der Kosten kdnnen pauschal 3 € pro Home-Office-Tag (fur
maximal 100 Tage) als Werbungskosten abgesetzt werden.

Arbeitnehmerveranlagung 2019 bzw. Antrag auf Riickzahlung von zu
Unrecht einbehaltener Lohnsteuer

Neben der Pflichtveranlagung (z.B. nicht-lohnsteuerpflichtige Einklinfte von mehr als 730 € p.a.) gibt
es auch die Antragsveranlagung, aus der ein Steuerguthaben zu erwarten ist. Dieser Antrag ist inner-
halb von 5 Jahren zu stellen. Fir das Jahr 2019 |duft die Frist am 31.12.2024 ab. Dabei kénnen Wer-
bungskosten, Sonderausgaben, auBergewohnliche Belastungen etc. geltend gemacht werden, die im
Rahmen des Freibetragsbescheids noch nicht berticksichtigt wurden. Weitere gute Griinde fir eine
Arbeitnehmerveranlagung sind z.B. zu Unrecht einbehaltene Lohnsteuer, der Anspruch auf Negativ-
steuer bei geringen Beziigen, die Nichtberticksichtigung des Pendlerpauschales oder der unterjahri-
ge Wechsel des Arbeitgebers bzw. nichtganzjahrige Beschéaftigung.

1.4 Fur alle Steuerpflichtigen

Sonderausgaben ohne Hochstbetrag und Kirchenbeitrag

Folgende Sonderausgaben sind ohne Hochstbetrag unbeschrinkt abzugsfahig: Nachkauf von
Pensionsversicherungszeiten, Beitrage zur freiwilligen Weiterversicherung in der Pensionsversiche-
rung, bestimmte Renten und dauernde Lasten sowie Steuerberatungskosten (wenn nicht bereits
Betriebsausgaben/Werbungskosten). Pauschalierte Steuerpflichtige konnen Steuerberatungskos-
ten jedenfalls als Sonderausgaben absetzen. Kirchenbeitrage sind seit 2024 bis zu 600 € absetzbar
und werden Uber die Meldung an das Finanzamt automatisch bericksichtigt.

Spenden als Sonderausgaben

An bestimmte Organisationen (Forschungseinrichtungen, 6ffentliche Museen etc.) kénnen Spen-
den i.H.v. max. 10 % des Einkommens geltend gemacht werden. Wurden bereits im betrieblichen
Bereich diesbeziiglich Spenden als Betriebsausgaben abgesetzt, so verringert sich das Maximum bei
den Sonderausgaben. Ebenso kénnen durch private (Geld)Spenden an mildtatige Organisationen,
Tierschutzvereine und Tierheime (BMF-Liste) sowie an freiwillige Feuerwehren Steuern gespart
werden. Die Obergrenze (aus betrieblichen und privaten Spenden) liegt bei 10 % des Gesamtbe-
trags der Einkiinfte. Ab 2024 wurde mit dem Gemeinniitzigkeitsreformgesetz die Abzugsfahig-
keit von Spenden u.a. fiir Schulen, Kindergarten, Kultureinrichtungen oder Sportvereine erweitert.
Voraussetzung ist die Gemeinniitzigkeit dieser Organisationen.

Zukunftsvorsorge — Bausparen — Pramienbegiinstigte Pensionsvorsorge

Die 2024 geférderte private Zukunftsvorsorge im pramienbegiinstigten Ausmal3 von 3.337,85 €
p.a. flhrt zur staatlichen Pramie von 4,25 % (141,86 €). Beim Bausparen gilt flir 2024 eine staat-
liche Préamie von 18 € beim maximal geforderten Einzahlungsbetrag von 1.200 € (sofern der Bauspar-
vertrag das gesamte Jahr aufrecht war).
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2 Neues ab 2025 — aktuelle Themen

2.1 Die neue Kleinunternehmerregelung ab 2025

Eine sehr weitreichende Anderung durch das Abgabenianderungsgesetz 2024 besteht in der Neu-
regelung der umsatzsteuerlichen Kleinunternehmerregelung. Ausgangspunkt war der Umstand,
dass bislang Umsatze durch (Klein-)Unternehmer in einem anderen Mitgliedstaat nicht von der
Kleinunternehmerbefreiung umfasst waren, woraus ein administrativer Mehraufwand sowie Wettbe-
werbsnachteile fir Kleinunternehmer (national tatige Kleinunternehmer vs. im Binnenmarkt tatige
Kleinunternehmer) entstehen konnten. Die entsprechende EU-Richtlinie zur Kleinunternehmerbe-
freiung hat zum Ziel, die Kleinunternehmerregelung auf Unternehmer in anderen EU-Mitgliedstaa-
ten zu erweitern, die Kleinunternehmergrenze anzuheben sowie die Kleinunternehmerregelung
zu harmonisieren.

Im Zuge der Implementierung der Vorgaben der EU wurde ein ,,EU-Kleinunternehmer” geschaffen,
damit Osterreichische Unternehmen auch in anderen Mitgliedstaaten die Kleinunternehmerbe-
freiung in Anspruch nehmen kdnnen. Umgekehrt kdnnen auch auslédndische Unternehmen in Os-
terreich die Kleinunternehmerregelung nutzen. Wichtig dabei ist, dass die Neuregelung der Klein-
unternehmerreglung nur fiir Unternehmen gilt, die in einem EU-Mitgliedstaat ansassig sind bzw.
ihr Unternehmen betreiben, nicht aber fiir Steuerpflichtige in Drittstaaten, selbst wenn sie im Ge-
meinschaftsgebiet Gber eine feste Niederlassung (Betriebsstatte) verfiigen.

Wesentliche Voraussetzung fir die Inanspruchnahme der EU-Kleinunternehmerregelung ist, dass
der Umsatz des Kleinunternehmers in der EU sowohl im Vorjahr als auch im laufenden Jahr (je-
weils ist das Kalenderjahr ma3gebend) 100.000 € nicht tiberschreitet bzw. tiberschritten hat (so-
genannte unionsweite Schwelle, die auf den unionsweiten Jahresumsatz abstellt). Uberdies diirfen
die jeweiligen lokalen Schwellenwerte nicht iiberschritten werden, wobei die Mitgliedstaaten
eine Toleranzgrenze fiir das einmalige Uberschreiten der lokalen Schwellenwerte (max. 85.000 €) im-
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plementieren kdnnen. Werden unionsweit die 100.000 € Uberschritten, so kann zwar die grenziiber-
schreitende Kleinunternehmerregelung nicht mehr in Anspruch genommen werden, jedoch immer
noch die nationale Kleinunternehmerregelung, soweit der nationale Schwellenwert im Ansassigkeits-
mitgliedstaat nicht Gberschritten wurde.

Rein fiir Osterreich betrachtet kénnen ésterreichische Unternehmen die Kleinunternehmerre-
gelung in Anspruch nehmen, sofern die Umsatzgrenze (brutto) von 55.000 € weder im vorange-
gangenen noch im laufenden Kalenderjahr iiberschritten wurde. Fiir die Befreiung ist kein Antrag
notig, es darf jedoch kein abweichendes Wirtschaftsjahr vorliegen. Bei der Berechnung der Umsatz-
grenze sind manche Besonderheiten zu beachten, wobei z.B. Umsétze aus Hilfsgeschéaften einschlief3-
lich GeschaftsverauBerungen sowie bestimmte steuerfreie Umséatze wie etwa aus arztlicher Tatigkeit
oder als Physiotherapeut etc. nicht zu beriicksichtigen sind.

Der osterreichische lokale Schwellenwert fir die Kleinunternehmergrenze betrug bislang 35.000 €,
wobei der Betrag als Nettogrenze zu verstehen war, wodurch sich faktisch fir die Anwendung der
Kleinunternehmerbefreiung bei Umsatzen zum Normalsteuersatz eine Grenze von 42.000 € ergeben
hat. Wird der lokale Schwellenwert (von 55.000 €) iiberschritten, jedoch um nicht mehr als 10 %
(d.h. 60.500 €), so kann die Steuerbefreiung fiir Kleinunternehmer bis zum Ende des Kalenderjah-
res weiterhin in Anspruch genommen werden. Die Befreiung entfillt mit dem Umsatz, mit dem
die 10 % Toleranzregelung iiberschritten wurde. Fiir diesen und fiir alle folgenden Umsétze ist
dann die Befreiung nicht mehr méglich. Bislang war die Toleranzregelung fiir Kleinunternehmer
in Osterreich derart ausgestaltet, dass ein einmaliges Uberschreiten der Umsatzgrenze um nicht
mehr als 15 % innerhalb von fiinf Kalenderjahren unbeachtlich war. Nach der alten Toleranzrege-
lung wirkte das Uberschreiten der Umsatzgrenze jedoch auf den Jahresbeginn zuriick.

USWaYy] 3(|anPe — 70T ge SaNaN

Wie bisher ist bei Austibung der ,Kleinunternehmerregelung Neu” der Vorsteuerabzug fiir
Kleinunternehmer generell ausgeschlossen. Dabei ist es unerheblich, ob der (Klein)Unternehmer
sein Unternehmen in Osterreich oder in einem anderen Mitgliedstaat betreibt. In Osterreich befreiten
Kleinunternehmen steht kein Vorsteuerabzug fir osterreichische Umsatzsteuer zu. Grundsatzlich ist
zu beachten, dass weder ein Vorsteuerabzug im Ansassigkeitsmitgliedstaat noch eine Vorsteuer-
erstattung in den anderen Mitgliedstaaten zusteht, wenn Gegenstande oder Dienstleistungen er-
worben werden, um steuerbefreite Umséatze unter der nationalen und/oder der grenziiberschreiten-
den Kleinunternehmerregelung zu bewirken.

Will ein inldndisches Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat die EU-Kleinunternehmerre-
gelung in Anspruch nehmen, so missen neben dem Umstand, dass der Unternehmer sein Unter-
nehmen im Inland betreibt, noch weitere Voraussetzungen erfiillt sein. Es muss eine Vorabmit-
teilung Uber das BMF-Portal erfolgen, die Anwendung der Befreiung muss zumindest von einem
Mitgliedstaat bestatigt werden und der unionsweite Jahresumsatz darf im vorangegangenen und
im laufenden Kalenderjahr nicht 100.000 € iibersteigen bzw. liberstiegen haben (fiir den unions-
weiten Schwellenwert gibt es keine Toleranzregelung). Die Vorabmitteilung hat Daten wie Name,
Tatigkeit, Rechtsform, Anschrift, E-Mail, UID oder sonstige Identifikationsnummern (z.B. OSS, 10SS) zu
enthalten, Mitgliedstaat oder Mitgliedstaaten, in dem bzw. denen die Steuerbefreiung in Anspruch
genommen werden soll sowie den Jahresumsatz (des laufenden bzw. vorangegangenen Kalender-
jahres) je Mitgliedstaat usw. Bei erfolgreichem Antrag wird dann eine Kleinunternehmer-ldentifika-
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tionsnummer mit dem Suffix ,-EX” erteilt. In Folge missen von inléndischen Unternehmen, welche
auch in anderen Mitgliedstaaten die Kleinunternehmerregelung in Anspruch nehmen wollen, mehre-
re Grenzen und Schwellenwerte beachtet werden. Dabei wird das Uberschreiten des unionsweiten
Schwellenwerts auch durch Osterreich tiberpriift. Uberdies miissen die (Schwellen)Regelungen nach
dem Recht des jeweiligen Mitgliedstaates beachtet werden (Priifung durch den jeweiligen Mitglied-
staat), wobei hier Toleranzregelungen mdglich sind.

Wollen beispielsweise ausldndische Unternehmen in Osterreich die Kleinunternehmerregelung
nutzen (das Unternehmen wird in einem anderen Mitgliedstaat betrieben), darf der EU-weite Umsatz
nicht die Schwelle von 100.000 € Ubersteigen (im Vorjahr und im laufenden Jahr). AuBerdem ist die
Kleinunternehmergrenze von 55.000 (brutto) in Osterreich zu beachten - hierbei gilt auch die 10 %
Toleranzgrenze wie bei inlandischen Unternehmen - und der Antrag auf Inanspruchnahme der
Begiinstigung hat im Ansassigkeitsstaat Giber das vorgesehene Verfahren zu erfolgen. Die Klein-
unternehmerbefreiung in Osterreich fiir ein Unternehmen aus einem anderen Mitgliedstaat wirkt ab
dem Tag der Mitteilung der Kleinunternehmer-ID (Suffix,-EX“) im Rahmen des Verfahrens bzw. ab dem
Tag der Bestatigung, falls eine Kleinunternehmer-ID bereits vorhanden ist.

Mit der Kleinunternehmerregelung sind einige Meldeverpflichtungen verbunden. Unternehmen,
welche die Kleinunternehmerregelung in Anspruch nehmen, missen (im Ansassigkeitsstaat) etwa
quartalsweise Meldungen zu den Umsétzen in den einzelnen Mitgliedstaaten machen (gegebe-
nenfalls auch Nullmeldungen) oder auch wenn der EU-Schwellenwert iiberschritten wurde (binnen
15 Werktagen ab Uberschreiten) oder die Tatigkeit eingestellt wird bzw. die Voraussetzungen fiir die
Anwendung der Kleinunternehmerregelung nicht mehr vorliegen. SchlieBlich konnen Kleinunter-
nehmer nunmehr unabhédngig vom Rechnungsbetrag vereinfachte Rechnungen gem. § 11 Abs. 6
UStG ausstellen.

2.2 Abgabendnderungsgesetz 2024 bringt einige positive
Veranderungen

Das im Juli 2024 im Nationalrat beschlossene und im Bundesgesetzblatt veroffentlichte Abgaben-
anderungsgesetz 2024 bringt — zusatzlich zu den Neuerungen im Zusammenhang mit der Klein-
unternehmerregelung - durchaus positive Veranderungen fiir Steuerpflichtige. Einige ausgewahlte
Themen werden nachfolgend tiberblicksmaBig dargestellt.

Steuerfreie Lebensmittelspenden

Die Zuwendung von Lebensmitteln an begiinstigte mildtétige Einrichtungen ist seit 1.1.2024 ein-
kommensteuerlich steuerneutral moglich. Technisch betrachtet darf der steuerliche Buchwert (im
Zeitpunkt der Zuwendung - dieser entspricht den gesamten Einstandskosten) als Betriebsausgaben
abgezogen werden, anstelle einen gemeinen Wert ermitteln zu miissen. Umsatzsteuerlich kommt
es erst ab 1.1.2025 zu Anderungen - in Form einer echten (umsatzsteuerlichen) Steuerbefreiung
fur Lebensmittelspenden an besagte Einrichtungen. Folglich geht auch das (anteilige) Recht auf Vor-
steuerabzug nicht verloren. Die umsatzsteuerliche Befreiung gilt auch fiir die Spende von nichtalko-
holischen Getranken (Alkoholgehalt von max. 0,5 Volumenprozent).
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Verscharfungen und Erleichterungen bei der Gruppenbesteuerung

Schon bisher war im Rahmen der Gruppenbesteuerung die Nichtabzugsfahigkeit von Teilwertab-
schreibungen und von VerduBerungsverlusten innerhalb der Unternehmensgruppe unter be-
stimmten Voraussetzungen vorgesehen, um eine Mehrfachverwertung von Verlusten zu verhindern.
Nun erfolgte durch das AbgAG 2024 eine weitere Einschrdnkung dahingehend, dass vortragsfiahige
Verluste des Gruppentragers aus Zeiten vor Wirksamwerden der Unternehmensgruppe nicht ver-
rechnet werden konnen, soweit darin (vormals abzugsfahige) Abschreibungen auf den niedrigeren
Teilwert und VerauBerungsverluste i.Z.m. Beteiligungen an Korperschaften enthalten sind, welche
zum Zeitpunkt der Abschreibung bzw. des VerduBerungsverlusts bereits Mitglied einer anderen
Unternehmensgruppe waren (gleiches gilt auch fir noch nicht berticksichtigte Siebentelbetrdge).
Damit soll verhindert werden, dass es insbesondere bei Gruppenerweiterungen ,nach oben” zu einer
doppelten Verlustverwertung kommt. Dies ware beispielsweise mdglich, wenn eine Muttergesell-
schaft Teilwertabschreibungen auf darunter liegende Beteiligungen vornimmt, welche bereits Teil
einer Unternehmensgruppe waren, und in der Folge durch eine ,Gruppenerweiterung nach oben”
den Verlust gleichsam doppelt verwerten konnte (bei der beteiligten Kérperschaft selbst und noch-
mals durch Abzugsfahigkeit der Teilwertabschreibung bzw. des VerduBerungsverlusts an der Betei-
ligungskorperschaft bei der beteiligten Muttergesellschaft). Die Neuregelung kommt jedoch dann
nicht zum Tragen, wenn erfasste Teilwertabschreibungen auf eine Beteiligung mit spateren steuer-
wirksamen Zuschreibungen des nunmehrigen Gruppentragers auf die Beteiligung (entspricht dem
darunter liegenden Gruppenmitglied) verrechnet werden konnen.

USWaYy] 3(|anPe — 70T ge SaNaN

Darliber hinaus ist es ab der Veranlagung fiir das Kalenderjahr 2024 méglich, auf die Zurechnung von
Verlusten eines auslandischen Gruppenmitglieds zu verzichten. Bislang waren die Verluste auslandi-
scher Gruppenmitglieder zwingend zu berticksichtigen. Der wahlweise Verzicht auf die Zurechnung
kann fir jedes Wirtschaftsjahr neu ausgelibt werden und bezieht sich gegebenenfalls auf den ge-
samten Verlust des auslandischen Gruppenmitglieds des jeweiligen Wirtschaftsjahres. Eine teilwei-
se Verlustberiicksichtigung ist nicht moglich.

SchlieBlich kommt es im Rahmen der Gruppenbesteuerung auch zu einer Erleichterung bei der Ein-
bringung des Gruppenantrags. Als Folge der strengen Auslegung durch das BFG besteht nunmehr
die (gesetzlich verankerte) Moglichkeit, den Gruppenantrag durch Unterfertigung mittels qualifizier-
ter elektronischer Signatur iiber FinanzOnline einzubringen. Analog unterzeichnete Antrage kon-
nen jedoch auch in Zukunft nicht via FinanzOnline Gibermittelt werden.

Klarstellung beim Leistungsort bei Streaming-Leistungen

Bislang ist es bei der Bestimmung des (umsatzsteuerlichen) Leistungsortes immer wieder zu Schwie-
rigkeiten gekommen, wenn Leistungen virtuell zur Verfiigung gestellt wurden, wie es etwa bei
Streaming-Leistungen der Fall ist. Die Leistungsortregelung wurde daher ab 1.1.2025 derart erwei-
tert, dass sie zukiinftig insbesondere auch Streaming-Leistungen umfasst, die nicht unter § 3a Abs.
11 lit a UStG fallen (z.B. interaktive Online-Sprachkurse). In Anlehnung an die Leistungsortregelung
fur elektronisch erbrachte Dienstleistungen liegt auch fiir diese Leistungen der Leistungsort an dem
Ort, an dem der Empfanger den Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt hat.
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Umwandlung von ,,Phantom shares“ auf Start-up-Mitarbeiterbeteiligungen

Bis Ende 2025 wurde die Moglichkeit geschaffen, eine bisher in Form von Phantom Shares erfolg-
te Vergiitung (es handelt sich dabei um virtuelle Anteile) auf Start-up-Mitarbeiterbeteiligungen
umzustellen, ohne dass es zu einer Bewertung und Versteuerung des geldwerten Vorteils aus der
dadurch stattfindenden Einlosung der virtuellen Gesellschaftsanteile kommen muss. Dies ist jedoch
nur moglich, sofern alle Voraussetzungen fiir eine Start-up-Mitarbeiterbeteiligung erfiillt sind.
Klargestellt wurde Uberdies, dass bei der Umstellung von Phantom Shares auf Start-up-Mitarbeiterbe-
teiligungen die Fristen des § 67a EStG neu zu laufen beginnen.

Lohnsteuerliche Anderungen

Beginnend mit dem Veranlagungsbescheid fiir das Kalenderjahr 2024 werden Freibetragsbeschei-
de (gem. § 63 EStG) nur mehr auf Antrag erlassen.

Die Moglichkeit der antragslosen Arbeitnehmerveranlagung wird im Sinne der Verwaltungsverein-
fachung zukiinftig ausgeweitet. Sie ist ab der Veranlagung fiir 2024 auch dann méglich, wenn samt-
liche Erfordernisse fiir eine Pflichtveranlagung vorliegen. Darliber hinaus ist ein neuer Bescheid auch
dann méglich, wenn die Gutschrift aufgrund einer nachtraglichen Datenilibermittlung geringer wird.

2.3 Progressionsabgeltungsgesetz 2025 — Tarifstufen
in der Einkommensteuer ab 2025 und weitere
Erleichterungen

Durch die Abschaffung der ,kalten Progression” wird die jéhrliche aufgrund der Inflation entste-
hende Mehrbelastung abgegolten. Dies dulert sich dadurch, dass die wesentlichen Tarifelemente
und Absetzbetrdage automatisch im Ausmal von zwei Dritteln der Inflationsrate angepasst wer-
den und das verbleibende Drittel durch die im Ministerratsbeschluss beschlossenen Entlastungsmaf-
nahmen abgegolten wird.

Durch die automatische Inflationsanpassung und die weitere gestaffelte Anpassung der fiir die An-
wendung der 1. bis 5. Tarifstufe malgebenden Grenzbetrdge zur Entlastung von niedrigen und
mittleren Einkommen ergeben sich nachfolgende Werte in der Einkommensteuer ab 2025.

Einkommen (in €) Grenzsteuersatz
Uber Bis

0 13.308 0%
13.308 21.617 20 %
21.617 35.836 30 %
35.836 69.166 40 %
69.166 103.072 48 %
103.072 1.000.000 50 %
Uber 1.000.000 55%
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Zusitzlich wurden auch die Absetzbetrdage samt der dazugehorigen Einkommens- und Einschleif-
grenzen sowie die SV-Riickerstattung und der SV-Bonus zur Génze an die Inflationsrate angepasst.
Uberdies wurden mit dem flexiblen Drittel der Entlastungssumme (651 Mio. €) Leistungstriager, Fami-
lien und Unternehmen unterstutzt:

» Fur alleinverdienende bzw. erwerbstétige alleinerziehende Personen mit geringem Einkommen
bringt ein Kinderzuschlag in Form eines erhohten Absetzbetrages 60 € pro Monat und Kind.

» Die Tages- und Nachtigungsgelder wurden angehoben: Tagesgelder fiir Inlandsdienstreisen
dirfen dann bis zu 30 € betragen (bisher 26,40 €). Das Nachtigungsgeld wurde von 15 € auf 17 €
angehoben.

» Erhéhung und Okologisierung des Kilometergeldes: Das Kilometergeld fiir Pkw, Motorrader
und Fahrrader wurde mit einheitlich 50 Cent pro Kilometer festgesetzt - fir mitbeférderte Perso-
nen kann ein Beitrag von 15 Cent pro Kilometer beansprucht werden.

» Attraktivierung des Kostenersatzes bei der Nutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel auf Dienstrei-
sen. Die Beforderungszuschisse fiir die ersten 50 km wurden auf 50 Cent erhoht — fiir die weiteren
250 km auf 20 Cent und fiir jeden weiteren Kilometer auf 10 Cent.

USWaYy] 3(|anPe — 70T ge SaNaN

» Neuregelung beim Sachbezug fiir Dienstwohnungen: Die géanzlich sachbezugsfreie Wohn-
fliche wurde auf 35 m? erh6ht und Gemeinschaftsraume werden nicht mehr wie bisher jedem
einzelnen Bewohner voll zugerechnet, sondern aliquot. Die Abschlagsregelung wurde ebenso
angepasst — bei einer WohnungsgréBe von mehr als 35 m? bis maximal 45 m? betragt die Vermin-
derung (unverandert) 35 %.

» Valorisierung der Freigrenze fiir sonstige Beziige (insbesondere Urlaubs- und Weihnachtsgeld).

» Erhohung der Kleinuntergrenze in der Einkommen- und Umsatzsteuer von 35.000 € (netto) auf
55.000 € (brutto).

2.4 Konjunkturpaket ,Wohnraum und Bauoffensive“ bringt
steuerliche Erleichterungen

Vor dem Hintergrund der in die Krise geratenen Baubranche - ausgeldst durch gestiegene Zinsen
wie auch erhéhte Material- und Lohnkosten — wurden mit dem Konjunkturpaket ,Wohnraum und
Bauoffensive” wichtige konjunkturelle Impulse gesetzt, leistbarer Wohnraum geschaffen und der
Zugang zu Eigentum erleichtert. Wichtige ausgewéhlte Aspekte werden nachfolgend im Uberblick
dargestellt.

Erhohte AfA fiir Wohngebaude

Bereits im Rahmen des Konjunkturstarkungsgesetzes 2020 ist eine beschleunigte Abschreibungs-
madglichkeit fiir Gebdude eingefiihrt worden. Nun wurde die Abschreibungsmaéglichkeit fir
Wohngebaude im Betriebs- und im Privatvermdgen weiter verbessert. Konkret kann in den ers-
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ten drei Jahren nach Fertigstellung von Wohngebduden der 3-fache Wert der Absetzung flr Ab-
nutzung (AfA) angesetzt werden. Im Rahmen der Erzielung von Einkiinften aus Vermietung und
Verpachtung betragt die AfA nunmehr jeweils 4,5 % fiir drei Jahre. Die Halbjahresabschreibungsre-
gelung ist nicht anwendbar. Die schnellere Abschreibung von Gebauden ist fir Neubauten maoglich,
welche zwischen 1.1.2024 und 31.12.2026 fertiggestellt werden und ist zudem an das Einhalten
okologischer Standards (,Klimaaktiv Bronze-Standard”) gekntipft.

Bessere Abschreibungsmoglichkeit bei Sanierungsmafnahmen

Grundsatzlich ist der Herstellungsaufwand im Wege der AfA auf die Restnutzungsdauer des Ge-
bdudes zu verteilen. In gewissen Féllen - etwa bei Aufwendungen i.Z.m. Denkmalschutz - war schon
bisher eine beschleunigte Abschreibung maglich. Diese beschleunigte Abschreibung von Herstel-
lungsaufwendungen wurde nunmehr erweitert (erstmals anwendbar ab dem Kalenderjahr 2024),
damit auch SanierungsmaBBnahmen im Rahmen der Flinfzehntelabsetzung beschleunigt abge-
setzt werden kdnnen, sofern eine Bundesférderung nach dem 3. Abschnitt des Umweltférderungs-
gesetzes ausbezahlt wird. Insbesondere sind 6kologisch ausgerichtete ,Nachverdichtungen” damit
steuerlich begiinstigt.

Okozuschlag fiir Wohngebiude

Die Erreichung der Klimaziele ist eine wesentliche immanente Zielsetzung auch im Rahmen der
,Wohnraum- und Bauoffensive”. Deshalb wird auch die Verbesserung der Energieeffizienz von Ge-
bauden und die Umriistung auf klimafreundliche Heizungssysteme steuerlich begiinstigt. Das
»Oko-Sonderausgabenpauschale” hat schon bisher steuerliche Anreize fiir den privaten Wohn-
bereich geschaffen (Stichwort thermisch-energetische Sanierung und ,Heizkesseltausch”). Mit einem
neuen ,,Okozuschlag” wurden klimafreundliche SanierungsmaBnahmen bei vermieteten Wohn-
gebauden steuerlich attraktiver. Die Forderung besteht darin, dass bei vermieteten Wohnobjekten
begiinstigte MaBnahmen mit einem Zuschlag von 15 % fiir die Jahre 2024 und 2025 geférdert
werden (abzugsfahig als Betriebsausgaben oder Werbungskosten). Solche MafBnahmen sind z.B.
die Dammung von AuBenwanden, der Fenstertausch, die Umstellung auf eine Warmepumpe oder
die Herstellung eines Fernwarmeanschlusses mit dem Ziel, die Energie- und Wéarmeeffizienz des Ge-
baudes zu verbessern.

Wohnschirm wird aufgestockt

Der sogenannte Wohnschirm wurde im Jahr 2024 um weitere 60 Mio. € aufgestockt, sodass 2024
insgesamt 125 Mio. € fir den Bereich Wohnen zur Verfiigung stehen. Konkret werden damit Delo-
gierungspravention, Wohnungssicherung und Energieunterstlitzung geférdert, um der anhaltenden
Teuerungswelle entgegenzuwirken.

Abschaffung von Nebengebiihren beim Eigentumserwerb

Fiir 2 Jahre befristet (von 1. Juli 2024 bis 30. Juni 2026) werden die Nebengebiihren beim Eigen-
tumserwerb - das sind die Grundbucheintragungsgebiihr und die Pfandrechtseintragungsgebiihr
- abgeschafft. Dies gilt fiir die Anschaffung des Eigenheims mit Hauptwohnsitzbegriindung und
ist technisch als Freibetrag bis zu 500.000 € (Anschaffungskosten) ausgestaltet. Sofern die 500.000 €
Uberschritten werden, entfallen die Nebengeblihren nur bis zu dieser Grenze - ab einem Erwerb
von 2 Mio. € entfillt die Begiinstigung zur Génze. Um diese Begiinstigung in Anspruch nehmen zu
kénnen, muss der bisherige Wohnsitz fiir zumindest 5 Jahre aufgegeben werden und der Haupt-
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wohnsitz im neuen Eigenheim flir zumindest 5 Jahre begriindet werden. Der pfandrechtlich ge-
sicherte Betrag muss fiir die Inanspruchnahme dieser Befreiung ausschlieBlich oder zu mehr als 90 %
zum Erwerb dieser Liegenschaft aufgenommen worden sein.

Erleichterungen bei niedrig verzinsten Férderdarlehen zur
Wohnraumschaffung

Mittels Anderung des Finanzausgleichsgesetzes 2024 wurde auch eine Zinsunterstiitzung fiir For-
derdarlehen zur Wohnraumschaffung beschlossen. Die Lander haben dadurch etwa die Moglich-
keit, bis zum Jahr 2028 beim Bund Mittel aufzunehmen und damit niedrig verzinste Darlehen mit
einem Maximalzinssatz von 1,5 % und bis zu 200.000 € Kreditsumme fiir Wohnbauférderung an
natirliche Personen vergeben zu kénnen.

2.5 (Steuerliche) Erleichterungen bei
Hochwasserkatastrophen

Im Fall der leider mittlerweile regelmaBig auftreten-
den (Hochwasser)Katastrophen wird den betrof-
fenen Unternehmen durch verschiedenste Maf3nah-
men zur Seite gestanden. Das BMF sieht etwa eine
regelmaBig Uberarbeite Information zu steuerlichen
Erleichterungen vor.

UswWiay] 3[[aNPje — §Z0Z qe SanaN

Das BMF hat im Jahr 2024 mehrere Updates zur In-
formation zu steuerlichen Erleichterungen im
Zusammenhang mit der Hochwasserkatastrophe
verdffentlicht (GZ 2024-0.445.738). Der Uberblick
Uber die MalBnahmen, welche steuerliche Erleich-
terungen fir Betroffene von insbesondere Hoch-
wasserschaden und Erdrutschungen bringen sollen,
beinhaltet folgende Themenbereiche:

» Verlangerung von Fristen;

» Erleichterungen bei Steuer(voraus)zahlungen;

» Steuerfreiheit von Zahlungen aus dem Katastrophenfonds und freiwilligen Zuwendungen Dritter;
» Zuwendungen und Spenden zur Beseitigung von Katastrophenschaden;

» Allgemeine ertragsteuerliche Beglinstigungen;

» Liebhabereibeurteilung - Hochwasser als Unwégbarkeit;

» AuBergewohnliche Belastungen i.Z.m. Hochwasserschdden;

» Freibetragsbescheid;

» Befreiung von Gebiihren und Bundesverwaltungsabgaben;

» Abstandnahme von der Festsetzung der Grunderwerbsteuer.

Die nachfolgenden Themenbereiche der BMF-Info wurden im Jahr 2024 gedndert bzw. hinzugefiigt
und werden nachfolgend im Uberblick dargestellt.
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Liebhabereibeurteilung

Bei der Liebhabereibeurteilung fiihrt die BMF-Info aus, dass Naturkatastrophen wie z.B. Hoch-
wasser unvorhersehbare Ereignisse darstellen und nicht zu einer Liebhabereibeurteilung einer
Betitigung fiihren, wenn vor dem Eintritt des Ereignisses eine Gewinnerzielungs- bzw. Uberschuss-
erzielungsabsicht darstellbar war. Umstande wie durch Unwégbarkeiten aufgetretene unvorherge-
sehene Aufwendungen oder Einnahmenausfalle, die ein Ausbleiben des Gesamterfolges bewirken,
koénnen demnach nicht allein zu einer Qualifizierung der Betdtigung als Liebhaberei fiihren.

Wird eine Betdtigung aufgrund von Unwagbarkeiten beendet, liegt im abgeschlossenen Zeitraum
eine Einkunftsquelle vor, sofern bis zum Zeitpunkt der Beendigung die Absicht der Erzielung eines
Gesamtgewinns bzw. Gesamtiiberschusses nachvollziehbar bestanden hat. Da Prognoserechnun-
gen fir die Liebhabereibeurteilung ma3gebend sind, missen hier einnahmen- und ausgabenseitig
steuerliche Auswirkungen neutralisiert werden, sofern diese auf unvorhergesehene Ereignisse in
den tatsdchlichen Ergebnissen vergangener Jahre zurilickzufiihren sind.

Grunderwerbsteuer

Als Begiinstigung fiir von der Hochwasserkatastrophe (gilt genauso fiir Erdrutsch-, Vermurungs- und
Lawinenschaden) betroffene Steuerpflichtige kann der BMF-Info folgend auch von der Festsetzung
der Grunderwerbsteuer Abstand genommen werden, sofern zum Zwecke der Absiedelung ein
grunderwerbsteuerlicher Tatbestand wie z.B. der Kauf eines Ersatzgrundstiicks gesetzt wurde. Da-
mit keine Grunderwerbsteuer auf die Ersatzbeschaffung anfallt, missen einige Voraussetzungen er-
fullt sein. So missen die Absiedelung und folglich die Ersatzbeschaffung durch einen durch hohere
Gewalt ausgeldsten Notstand veranlasst sein. Das Ersatzgrundstiick muss mit dem urspriinglichen
Grundsttick im Wesentlichen vergleichbar sein - jedenfalls kann bei der Festsetzung der Grunder-
werbsteuer der glaubhaft gemachte gemeine Wert des urspriinglichen Grundstiicks von der Be-
messungsgrundlage des Ersatzgrundstiicks abgezogen werden. Uberdies muss die Verlegung des
Wohnsitzes (bzw. Sitzes) binnen 4 Jahren ab der Ersatzbeschaffung erfolgen. SchlieBlich muss auch
der Eintritt des Schadens durch die Naturkatastrophe entsprechend nachgewiesen werden (z.B. Be-
statigung durch die Gemeinde oder durch 6ffentliche Einrichtungen wie die Feuerwehr).

Freiwilligenpauschale

Fir Personen, die ehrenamtlich fir eine i.S.d. BAO gemeinniitzige Organisation im Bereich der Ka-
tastrophenpravention und -hilfe tatig sind, kann ein Freiwilligenpauschale in Hohe von bis zu 50 €
pro Tag (hochstens jedoch 3.000 € pro Jahr) steuerfrei gezahlt werden.

Investitionsbegiinstigungen auch bei Vermietung und Verpachtung

Die BMF-Info verweist auch auf die allgemeinen Investitionsbegiinstigungen fiir Ersatzbeschaf-
fungen. Diese sind auch auf Ersatzbeschaffungen von Anlagegiitern im Betriebsvermdgen aufgrund
von Hochwasserschaden anzuwenden und umfassen sowohl die lineare wie auch die degressive Ab-
schreibung (AfA). Fiir zwischen 2024 und 2026 fertiggestellte Wohngebaude im Betriebsvermégen
(angeschafft oder hergestellt) kann eine beschleunigte AfA geltend gemacht werden. Der BMF-Info
folgend ist hierbei auch zu beurteilen, ob Aufwendungen den Charakter einer Herstellung haben,
da Instandsetzungs- oder Instandhaltungsaufwendungen keinen Herstellungsaufwand darstellen.
Aufwendungen zur Beseitigung von Hochwasserschédden sind allerdings nicht als Instandsetzungs-
aufwand, sondern als sofort absetzbarer Instandhaltungsaufwand zu behandeln. Die BMF-Info
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stellt klar, dass diese Erleichterungen sinngemaB auch bei der Erzielung von Einkiinften aus Ver-
mietung und Verpachtung gelten.

Zusatzlich zu den genannten Erleichterungen kénnen vom Hochwasser geschadigte Unternehmen
regelmaBig auch Kurzarbeit in Anspruch nehmen sowie durch Sonderkredite und Garantien rasch
und unbirokratisch unterstiitzt werden.

Kurzarbeit

Die Kurzarbeit soll die wirtschaftlichen Folgen der Naturkatastrophen abfedern und ermdglicht es,
von einer andauernden BetriebsschlieBung betroffenen Unternehmen ihre Mitarbeiter voriiberge-
hend zur Kurzarbeit anzumelden. Im konkreten Fall von Hochwasser entféllt die Notwendigkeit
einer Sozialpartnervereinbarung - es geniigt der Abschluss einer Betriebsvereinbarung, um die
Kurzarbeit in Anspruch nehmen zu kénnen. Wichtig ist tiberdies, sich zeitnah mit der regionalen Ge-
schéftsstelle des AMS in Verbindung zu setzen. Der Antrag auf Kurzarbeit kann bis zu drei Wochen
riickwirkend zum Beginn der Kurzarbeit gestellt werden.

Sonderkredite und Garantien

USWaYy] 3(|anPe — 70T ge SaNaN

Durch die Bereitstellung von Sonderkrediten und Garantien soll rasch Liquiditat fiir geschadig-
te Unternehmen sichergestellt werden. Konkret konnen betroffene Unternehmen zinslose Kredite
iiber ERP-Fonds (ERP steht fiir European Recovery Program) aufnehmen, um die Finanzierung von
Ersatzinvestitionen zu ermdglichen. Die Abwicklung der ERP-Kredite erfolgt Uiber die ERP-Treuhand-
banken bzw. durch die OeHT bei Ansuchen aus dem Tourismus und aus der Freizeitwirtschaft. Fur
bereits in Anspruch genommene Kredite bei den Férderbanken aws und OeHT soll die Méglichkeit zur
Tilgungsaussetzung bzw. zur Stundung bestehen, damit diese begiinstigte Finanzierungsmoglich-
keit sinnvoll genutzt werden kann.

SchlieBlich konnen betroffene Unternehmen um staatlich besicherte Garantien bis zu 10 Mio. € (im
Tourismus bis zu 5 Mio. €) ansuchen - im Einzelfall mit Sonderkonditionen und bis zu 80 % Besi-
cherung. Die Abwicklung der Garantien, fiir welche weder Haftungs- noch Bearbeitungsentgelt
anfallen, erfolgt tiber aws bzw. OeHT.

Uberdies bietet auch die OGK regelmiBig Soforthilfe fiir vom Hochwasser betroffene Unternehmen.
Die MaBnahmen im Sinne der unbiirokratischen Soforthilfe fiir in Not geratene Betriebe umfassen
folgende Themenbereiche:

» Stundungen,

» Ratenvereinbarungen,
» Meldeverspdtungen,
» Beitragsprifungen.

Die regionalen Ansprechpartner fiir betroffene Unternehmen finden sich auf dem Dienstgeberpor-
tal der OGK unter www.gesundheitskasse.at/dg-ansprechperson.
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Fokus Unternehmer

3 Fokus Unternehmer

3.1 Unternehmensiibertragungen
innerhalb der Familie leichter
moglich durch Grace-Period-
Gesetz

Das Grace-Period-Gesetz bringt Rechts- und Planungssicherheit (aus steuerlicher Sicht) bei der
Ubertragung von Familienbetrieben und KMUs. Dariiber hinaus sieht es Verwaltungsvereinfachun-
gen bei Betriebslibergaben im Gewerberecht vor sowie Entbiirokratisierung und Kostensenkung im
Bereich des Arbeitnehmerschutzgesetzes. Hintergrund fir die Erh6hung von steuerlicher Rechts- und
Planungssicherheit ist der Umstand, dass 2/3 aller Betriebslbergaben innerhalb der eigenen Fami-
lie erfolgen und insbesondere fiir ibernahmewillige Nachfolger im Familienkreis groBtmdogliche
Rechts- und Planungssicherheit geschaffen werden soll. Konkret erfolgt dies vor allem dadurch,
dass bislang noch ungepriifte Zeitrdume des Gbergebenden Unternehmens einer AuBBenpriifung
unterzogen werden.

Das Grace-Period-Gesetz (ibernimmt dabei Elemente des bereits bestehenden Instruments der ,be-
gleitenden Kontrolle” und ist in Form der ,begleiteten Unternehmensiibertragung” ein weiterer
Schritt in Richtung ,,Co-operative Compliance”. Grundvoraussetzungen fiir steuerliche Rechts- und
Planungssicherheit fiir den Ubernehmenden sind eine erhéhte Offenlegungspflicht und ein laufen-
der Kontakt zwischen Steuerpflichtigen und dem Finanzamt im Rahmen dieses Verfahrens. Bedeut-
same Unterschiede zwischen der Begleitung der Unternehmensiibertragung und der begleitenden
Kontrolle sind etwa, dass bei der begleitenden Kontrolle ein Steuerkontrollsystem (SKS) erforder-
lich ist. Die obligatorische AuBenpriifung im Rahmen des hier vorgestellten Konzepts umfasst nur die
letzten drei Jahre vor Antragstellung anstelle von fiinf Jahren im Rahmen der begleitenden Kontrolle.

Antragsberechtigt (Antragstellung ist ab 1.1.2025 moglich und hat zwingend tiber FinanzOnline
zu erfolgen) zur Begleitung der Unternehmensibertragung innerhalb der Familie sind natirliche
Personen, die innerhalb von zwei Jahren einen Betrieb, Teilbetrieb oder einen Anteil an einer Mit-
unternehmerschaft, an dem bzw. der ausschlie8lich Angehdorige beteiligt sind, einem oder mehreren
Angehorigen iibertragen wollen. Dabei ist eine vollstandige Aufgabe des gesamten Betriebs fiir die
Inanspruchnahme der Begiinstigung nicht nétig. Das nétige Angehérigenverhiltnis ist weit gefasst
und umfasst Ubertragungen unter Ehegatten und Ex-Ehegatten; unter Verwandten in gerader Li-
nie und Verwandten zweiten, dritten und vierten Grades in der Seitenlinie; unter Verschwagerten in
gerader Linie und Verschwégerten zweiten Grades in der Seitenlinie; Ubertragungen an Wahl-(Pfle-
ge-)Eltern oder Wahl-(Pflege-)Kinder; ebenso unter Personen, die miteinander in Lebensgemeinschaft
leben, sowie an Kinder und Enkel einer dieser Personen im Verhaltnis zur anderen Person; und unter
eingetragenen Partnern und Ex-eingetragenen-Partnern.

Weitere Voraussetzung ist, dass das Finanzamt Osterreich fiir die Begleitung der Unternehmens-
Ubertragung und somit fur Antragsteller und Erwerber zustandig ist. Sind alle Voraussetzungen
erfiillt, so beginnt die begleitende Unternehmensiibertragung mit einer AuBenpriifung, die poten-
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zielle steuerliche Risiken des Antragstellers und der Erwerber aufzeigen soll. Die begleitende Unter-
nehmensibertragung stellt dabei insbesondere folgende Anforderungen an die Au3enpriifung:

» Sie hat die letzten 3 Jahre vor der Antragstellung zu umfassen, sofern bereits eine entsprechende
Abgabenerkldrung eingereicht worden ist und noch keine Au3enpriifung stattgefunden hat.

» Sie soll innerhalb von 3 Monaten ab Antragstellung beginnen und

» sie soll innerhalb von 6 Monaten abgeschlossen sein.

Derart gepriifte Unternehmen(steile) sind fiir die gepriften Jahre von einer spateren Au3enpriifung
auszunehmen. Proaktiv und im Sinne der Rechts- und Planungssicherheit konnen auch Besprechun-
gen zwischen den potenziellen Erwerbern und dem Finanzamt stattfinden, in deren Rahmen auch
Auskiinfte iber bereits verwirklichte und noch nicht verwirklichte Sachverhalte eingeholt wer-
den kdnnen (ein Auskunftsbescheid gem. § 118 BAO ist jedoch vorrangig).

Typischerweise endet die Begleitung der Unternehmensiibertragung mit der Abgabenerklarung
fiir das Kalenderjahr, in dem die Ubertragung abgeschlossen wurde. Auf Antrag bzw. amtswegig ist
ebenso eine vorzeitige Beendigung moglich bzw. zwingend - etwa, wenn tber das zu Gbertragende
Unternehmen ein Insolvenzverfahren erdffnet wird.

3.2 Anderungen im Arbeitsrecht durch Umsetzung der
EU-Transparenzrichtlinie

Die Umsetzung der EU-Transparenzrichtlinie ins dsterreichische Recht brachte einen Mehrauf-
wand fiir Arbeitgeber mit sich. Umfasst sind neben erhéhten Informationspflichten die Inhalte des
Dienstzettels und des Auslandsdienstzettels sowie die Aus-, Fort- und Weiterbildung und der Kiindi-
gungsschutz bzw. das Benachteiligungsverbot. Die Umsetzung des Pakets erfolgte in Osterreich am
28. Médrz 2024 - insbesondere seit diesem Datum neu abgeschlossene Arbeitsvertrage bzw. freie
Dienstvertrage sind also von den Neuregelungen betroffen. Wichtige Aspekte sind nachfolgend
UberblicksmaBig dargestellt.

Erweiterungen beim Dienstzettel und beim Auslandsdienstzettel

Schon bisher hatten Arbeitgeber grundsatzlich die Verpflichtung gem. AVRAG, ihren Arbeitneh-
mern bei der Begriindung des Arbeitsverhaltnisses, bei einem Auslandseinsatz von mehr als 1 Monat
oder bei Anderungen gewisser Arbeitsbedingungen einen Dienstzettel, Auslandsdienstzettel oder
Anderungsdienstzettel auszustellen. Zum Stichtag 28. Marz 2024 wurden nun die Mindestinhalte
des Dienstzettels um folgende inhaltliche Punkte erweitert:

» Hinweis auf das einzuhaltende Kiindigungsverfahren,

» Sitz des Unternehmens,

» (Kurze) Beschreibung der zu erbringenden Arbeitsleistung,

» Vergiitung von Uberstunden,

» Art der Auszahlung des Entgelts,

» Angaben zu den Bedingungen fiir die Anderung von Schichtpldnen (sofern zutreffend),
» Name und Anschrift des Tragers der Sozialversicherung,
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Fokus Unternehmer

» Dauer und Bedingungen der vereinbarten Probezeit,
» Anspruch auf eine vom Arbeitgeber bereitgestellte Fortbildung (wenn ein solcher Anspruch be-
steht).

Bei dem Anderungsdienstzettel verkiirzen sich die Fristen zur Ausstellung - so ist gem. der Neure-
gelung vorgesehen, dass ein solcher Anderungsdienstzettel spatestens am Tag des Wirksamwerdens
der Anderungen mitzuteilen ist.

Die Umsetzung der EU-Richtlinie brachte auch mogliche Strafen mit sich. So sind Verwaltungsstra-
fen zwischen 100 € und 436 € vorgesehen, wenn der Arbeitgeber keinen Dienstzettel ausstellt. Der
Strafrahmen erhoht sich grundsétzlich auf 500 € bis 2.000 €, wenn mehr als 5 Arbeitnehmer betroffen
sind oder innerhalb von drei Jahren eine neuerliche Ubertretung vorliegt. Uberdies darf der Anspruch
bzw. die Forderung eines Arbeitnehmers auf Ausstellung eines Dienstzettels keine Benachteiligung
nach sich ziehen und schon gar nicht zu einer Kiindigung fiihren (Recht zur Kiindigungsanfechtung
i.S.v. Motivkiindigungsschutz).

Recht auf Mehrfachbeschaftigung

Arbeitnehmer haben grundsatzlich einen gesetzlichen Anspruch darauf, mit mehreren Arbeitge-
bern Arbeitsverhiltnisse einzugehen. Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Arbeitgeber
jedoch verlangen, dass eine zusatzliche Beschaftigung unterlassen wird. Das ist dann zuldssig,
wenn die Beschéftigung in einem weiteren Arbeitsverhdltnis mit arbeitszeitrechtlichen Bestim-
mungen nicht vereinbar ist (z.B., weil dann die gesetzlichen Héchstarbeitszeitgrenzen iberschritten
wiirden) oder fiir die Verwendung im bestehenden Arbeitsverhaltnis abtraglich ist (etwa bei Gesund-
heitsgefahrdung oder wenn die Gefahr besteht, dass Geschaftsgeheimnisse preisgegeben wiirden).
Jedenfalls hat der Arbeitnehmer i.Z.m. einer méglichen Mehrfachbeschéftigung das Konkurrenz-
verbot nach dem Angestelltengesetz zu beachten. Klargestellt wird dabei, dass Arbeitnehmer ohne
entsprechende Bewilligung des Arbeitgebers weder ein selbstandiges kaufmannisches Unternehmen
betreiben noch im Geschaftszweig des Arbeitgebers fiir eigene oder fremde Rechnung Handelsge-
schéfte machen durfen.

Aus-, Fort- und Weiterbildung als Arbeitszeit

Jene Aus-, Fort- und Weiterbildungen, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften, Normen der kollekti-
ven Rechtsgestaltung oder des Arbeitsvertrages eine rechtliche Voraussetzung fiir die Ausiibung
der arbeitsvertraglich vereinbarten Tatigkeit darstellen, sind ausdriicklich als Arbeitszeit zu quali-
fizieren. Uberdies sind die Kosten fiir solche Aus-, Fort- und Weiterbildungen vom Arbeitgeber zu
tragen, sofern sie nicht bereits von Dritten ibernommen werden. Unklar bleibt bislang, wie sich diese
neuen Kostentragungsregelungen auf bisherige Vereinbarungen tber die Riickzahlung von Ausbil-
dungskosten im Falle gewisser Beendigungen des Dienstverhdltnisses auswirken werden.

Kiindigungsschutz und Benachteiligungsverbot

Die Umsetzung der arbeitsrechtlichen EU-Transparenzrichtlinie bringt weitere Verbesserungen fiir
Arbeitnehmer durch einen Motivkiindigungsschutz sowie ein Benachteiligungsverbot. Kiindi-
gungen sind auf Verlangen des gekiindigten Arbeitnehmers schriftlich zu begriinden, wobei jedoch
die Nichtlbermittlung einer schriftlichen Begriindung auf die Rechtswirksamkeit der Beendigung des
Dienstverhaltnisses keine Auswirkungen hat.
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3.3 BFG erneut zur Umsatzsteuerpflicht bei entgeltlicher
Uberlassung einer Patientenkartei

Das BFG hatte sich (GZ RV/7105211/2018 vom 9.4.2024) mit der Frage auseinanderzusetzen, ob der
Verkauf der Patientenkartei durch eine Arztin an ihren Nachfolger umsatzsteuerfrei zu behandeln
ist oder nicht. Wahrend das Finanzamt der Ansicht war, dass eine umsatzsteuerpflichtige Lieferung
vorliegt, wollte die Steuerpflichtige die Befreiung nach § 6 Abs. 1 Z 19 UStG geltend machen bzw.
allenfalls jene nach § 6 Abs. 1 Z 26 UStG.

Das BFG setzt sich im Rahmen seiner Entscheidungsfindung mit beiden potenziellen Befreiungen aus-
einander. Entsprechend der Mehrwertsteuersystem-Richtlinie sind Umséatze aus Heilbehandlun-
gen im Bereich der Humanmedizin, sofern sie von &rztlichen und arztahnlichen Berufen durchgefiihrt
werden, von der Umsatzsteuer befreit. Darunter versteht man nicht nur Leistungen zur Diagnose,
Behandlung und, soweit méglich, zur Heilung von Krankheiten oder Gesundheitsstérungen, son-
dern auch arztliche Leistungen, die zum Zwecke der Vorbeugung von Krankheiten erbracht werden.

Dem VwGH folgend fallen nur solche Tatigkeiten unter die Steuerbefreiung gem. Z 19, die durch
das ,Arztegesetz 1998” abgedeckt sind. Dabei handelt es sich insbesondere um Untersuchungen
auf das Vorliegen von kérperlichen und psychischen Krankheiten oder Stérungen etc., die Beurteilung
und Behandlung solch krankhafter Zusténde, die Vorbeugung von Erkrankungen, die Verordnung
von Heilmitteln bzw. Heilbehelfen usw. Folglich bilden die im Arztegesetz genannten Tatigkeiten den
eigentlichen Gegenstand eines drztlichen Unternehmens. Davon abzugrenzen sind jene (Hilfs-)
Geschifte, die der Unternehmer zur Férderung, Aufrechterhaltung und Fortflihrung sowie zur allfalli-
gen Auflésung des Unternehmens téatigt. Dem BFG folgend ist die VerauBBerung gesammelter Pati-
enteninformationen in Form einer Patientenkartei nicht dem Kernbereich der drztlichen Tatigkeit
zuzurechnen - sie stellt hingegen ein Hilfsgeschéft dar. Daher kann der Verkauf der Patientenkartei
nicht nach § 6 Abs. 1 Z 19 UStG steuerfrei sein, weil es sich um keinen Umsatz aus Heilbehandlungen
im Bereich der Humanmedizin, die im Rahmen der arztlichen Tatigkeit durchgefiihrt werden, handelt,
sondern um ein nicht steuerfreies Hilfsgeschaft.
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Unter Umstédnden kann ein solches Hilfsgeschaft nach § 6 Abs. 1 Z 26 UStG steuerfrei sein, wobei
dieser Tatbestand die Lieferung eines Gegenstands voraussetzt. Jedoch ist bereits einem friiheren
VwGH-Erkenntnis folgend und entgegen den Umsatzsteuerrichtlinien, aber in europarechtskon-
former Interpretation, die Ubertragung eines Kundenstocks als sonstige Leistung und nicht als
Lieferung zu beurteilen. Da der wirtschaftliche Gehalt des Kaufes der Patientenkartei im Erwerb von
Informationen Uber Patienten liegt (nicht kdrperlicher Gegenstand), ist von einem Umsatz aus einer
Dienstleistung und somit einer sonstigen Leistung auszugehen.

Da folglich auch diese Befreiung im vorliegenden Fall nicht greift, ist dem BFG folgend der Verkauf
der Patientenkartei umsatzsteuerpflichtig. Zweck des Verkaufs des Patientenstocks ist die Auf-
rechterhaltung bzw. Fortfiihrung der Facharztpraxis. Die weitergegebenen Informationen im Patien-
tenstock stellen eine Hilfe fiir die reibungslose Ordinationsfortfiihrung dar. Der Verkauf ist eine
sonstige Leistung und demnach ein Hilfsgeschéaft zur arztlichen Tatigkeit - die genannten um-
satzsteuerlichen Steuerbefreiungen kommen nicht zur Anwendung. Die Lieferung des Datentragers
(i.S.d. Ubergabe der Patientenkartei) ist als eine unselbsténdige Nebenleistung der sonstigen Leistung
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zu sehen - eine Befreiung fir diese Lieferung i.S.v. Z 26 kommt daher nicht in Betracht. Bereits in
den Jahren 2014 und 2016 wurde vom BFG entschieden, dass es sich bei der Ubertragung einer
Patientenkartei um eine umsatzsteuerpflichtige sonstige Leistung handelt. Fiir den regelmaBig
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigten Arzt als Erwerber der Patientenkartei fihrt die Umsatzsteuer-
pflicht der Ubertragung typischerweise zu einem Kostenfaktor.

3.4 Die steuerliche Luxustangente bei Elektroautos

Der VWGH hatte sich (GZ Ro 2022/15/0043 vom 20.3.2024) mit der steuerlichen Behandlung von
Elektroautos auseinanderzusetzen. Im Zentrum der Entscheidung stand die sogenannte ,Luxustan-
gente”, eine Obergrenze fiir die steuerliche Absetzbarkeit von Kosten fiir PKWs. Bei der Anschaf-
fung von PKWs, welche nicht steuerlich beginstigt sind (Stichwort: ,Fiskal LKW”) gilt als steuerliche
Anschaffungsobergrenze im Allgemeinen ein Wert von 40.000 €. Da bei steuerlich nicht begiins-
tigten PKWs im Umsatzsteuergesetz ein Vorsteuerabzugsverbot fiir den Kauf normiert wird, ist
diese Grenze als Bruttowert zu werten. Somit umfasst diese Obergrenze auch die Umsatzsteuer
und die Normverbrauchsabgabe. Weiters sind auch die Kosten fiir die Sonderausstattungen wie
z.B. Klimaanlagen, Alufelgen, Sonderlackierung, Antiblockiersystem, Airbag, Allradantrieb, ein serien-
maBig eingebautes Autoradio sowie ein serienmaBig eingebautes Navigationssystem Teil der An-
schaffungskosten. Sondereinrichtungen, die selbststandig bewertbar sind, gehoren nicht zu den
Anschaffungskosten des PKW und fallen nicht unter diese Angemessenheitsgrenze. Die Anschaf-
fungskosten umfassen daher beispielsweise nicht die Kosten eines nachtrédglich eingebauten Naviga-
tionssystems oder eines,Computer-Fahrtenbuchs’, die unabhéngig abzuschreiben sind.

Fur den Fall, dass die Angemessenheitsgrenze iiberschritten wird, sind die von den Anschaffungs-
kosten abhangigen Aufwendungen, wie insbesondere die normale Absetzung fiir Abnutzung, aber
auch die Zinsaufwendungen fiir die Fremdfinanzierung des Fahrzeuges und die Ausgaben fir die
Vollkaskoversicherung, im entsprechenden AusmaR zu kiirzen. Bei Anschaffung von gebrauchten
PKWs ist generell zu unterscheiden, ob das Fahrzeug innerhalb von 60 Monaten nach seiner Erst-
zulassung angeschafft wurde oder spater. Bei gebraucht angeschafften Fahrzeugen, die namlich alter
als funf Jahre sind, ist nicht der seinerzeitige Neupreis fur die Luxustangente maf3geblich, sondern die
tatsachlichen Anschaffungskosten.

Vor dem VwGH war nun fraglich, ob bei Elektroautos, bei denen ein Vorsteuerabzug beim Kauf um-
satzsteuerlich maglich ist, die allgemeine Luxustangente von 40.000 € als Netto- oder Bruttogren-
ze zu werten ist. Der Fall, der dem Urteil zugrunde lag, betraf ein Unternehmen, das ein Elektroauto
zu einem Preis von 79.960 € inkl. Umsatzsteuer angeschafft hatte. Das Finanzamt war der Meinung,
dass fir die Luxustangente vom Bruttowert i.H.v. 40.000 € die darin enthaltene Vorsteuer von 20 %
herausgerechnet werden sollte, woraus sich rechnerisch eine Anschaffungskostenobergrenze von
33.333,33 € ergibt. Die dariiberhinausgehenden Kosten wurden daher steuerlich nicht anerkannt.
Der VWGH bestétigte die Meinung des Finanzamtes und fiihrte aus, dass fiir den Fall der Berechti-
gung zum Vorsteuerabzug beim Kauf eines Elektrofahrzeugs die (in der Grenze enthaltene) Umsatz-
steuer gemal § 6 Z 11 EStG nicht Teil der Anschaffungskosten sein kann, weshalb die Angemes-
senheitsgrenze bei der Bemessung der AfA eines solchen PKW insofern um den Umsatzsteueranteil
reduziert werden muss. Insofern schaffte der VwGH Klarheit und normierte die Anschaffungskos-
tenobergrenze bei Elektrofahrzeugen mit 33.333 €.
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3.5 Rechnungsmerkmale bei Inlandslieferungen bzw.
sonstigen Leistungen im Inland

Voraussetzung fiir den Vorsteuerabzug ist, dass die Leistung flir das Unternehmen des Leistungs-
empfangers ausgefiihrt wurde und eine ordnungsgeméBe Rechnung im Sinne des § 11 UStG vor-
liegt. Damit die auf einer Eingangsrechnung ausgewiesene Umsatzsteuer als Vorsteuer abzugsfihig
ist, muss die Rechnung daher folgende Angaben enthalten:

Eingangsrechnung: Rechnungen von lhren Lieferanten. Ausgangsrechnung: Rechnungen an lhre
Kunden (=Leistungsempfanger). Die Ausfertigung der Rechnungen unterliegt bestimmten Formal-
erfordernissen. Nachfolgende Angaben sind beim Rechnungsempfanger Voraussetzung fiir den
Vorsteuerabzug! Eine Rechnung tiber 400 € (inkl. USt) hat gemaR §11 UStG folgende Punkte zu be-
inhalten:

1. Name und Anschrift des liefernden oder leistenden Unternehmers.

2. Name und Anschrift des Abnehmers der Lieferung oder des Empfangers der sonstigen Leistung.

3. Bei Rechnungen, deren Gesamtbetrag 10.000 € libersteigt, ist die UID-Nummer des Leistungs-
empfangers anzugeben, wenn der leistende Unternehmer im Inland einen Wohnsitz/Sitz hat
oder seinen gewohnlichen Aufenthalt/eine Betriebsstatte hat UND der Umsatz an einen anderen
Unternehmer fiir dessen Unternehmen ausgefiihrt wird.

4. Die Menge und die handelsiibliche Bezeichnung der gelieferten Gegenstéande oder die Art und
den Umfang der sonstigen Leistung.

5. Tag der Lieferung oder der sonstigen Leistung bzw. den Zeitraum, iber den sich die sonstige
Leistung erstreckt.

6. Das Entgelt fur die Lieferung/die sonstige Leistung und den anzuwendenden Steuersatz; im Fall
einer Steuerbefreiung hat die Rechnung einen Hinweis zu enthalten, dass fiir diese Lieferung/
sonstige Leistung eine Steuerbefreiung gilt.

7. Den auf das Entgelt entfallenden Umsatzsteuerbetrag in EUR (ggf. Umrechnungskurs mit Kurs
des BMF bzw. EZB Kurs).

8.  Das Ausstellungsdatum (bei Bargeschaften genligt der Hinweis: Lieferdatum=Rechnungsdatum;
eines der beiden Daten muss jedoch tatsachlich mit dem Hinweis angegeben sein).

9. Fortlaufende Rechnungsnummer.

10. UID-Nummer des Unternehmers, sofern er im Inland Lieferungen/sonstige Leistungen erbringt,
flr die das Recht auf Vorsteuerabzug besteht.

Bei Rechnungen, deren Gesamtbetrag 400 € (inkl. USt) nicht ibersteigt, gentigen folgende Abga-
ben. Dies gilt ab 2025 auch fiir Kleinunternehmer (unabhangig vom Rechnungsbetrag):

» Ausstellungsdatum,

» Name und Anschrift des liefernden/leistenden Unternehmers,

» Menge und handelsiibliche Bezeichnung der gelieferten Gegenstande/Art und Umfang der sons-
tigen Leistung,

» Tag der Lieferung/der sonstigen Leistung/Zeitraum, iber den sich die Leistung erstreckt,

» Entgelt und der Steuerbetrag,

» Steuersatz.

T +43-(0)316-384640 | F +43-(0)316-384640-20 | office@ketreuhand.at

=
o
=
c
w
c
=
=
0]
e
>
)
>
0]
o




I@? INFORM 2024/2025

Rechnung
Kundennummer: 999999
Belegnummer: 1234/2025 ( 9
lhre UID-Nummer: ATU 987654321
Belegdatum: 09.07.2025
Falligkeit: prompt
Lieferdatum 06.07.2025( 5
Max Muster GmbH Zahlungsart: Einziehung
Hauptstrasse 21/14
2020 Hollabrunn Tel: +43 (0) 123456789
Fax: +43 (0) 12345678900
E-mail: info@musterleistung.at
S .
o 2 > Vertragspartner:
E Max Muster GmbH
% Hauptstrasse 21/14
c 2020 Hollabrunn
S
[}
)
<
-}
;‘ Menge Betrag in € exkl. USt. USt. Betrag USt. Betrag in € inkl. USt.
v
(@]
L

4> Produktt 1 Q 17,98 20% s,sof;\ 21,59
Produk2 1 \_/ 1000 20% 200 \_/ 12,00
Summen 27,99 5,60 33,59

Unsere Kontodaten: IBAN: AT512976583000156823, BIC: AUAGTWXX

Bei Bankeinzug bitte nicht einzahlen.

Einwande gegen diese Rechnung sind bis spatestens 4 Wochen nach Rechnungserhalt schriftlich maglich, ansonsten gilt sie
als anerkannt.

Zahlung: Prompt bei Erhalt der Rechnung, 12% p. a. Verzugszinsen.

Bei Fragen zu dieser Rechnung stehen wir Ihnen gerne zur Verfigung: Mo-Fr, 08-17 Uhr

1 Dienstleistung Muster GmbH
Rathausplatz 5, 2000 Stockerau

FN 123123a, Landesgericht Korneuburg,

Firmensitz: Stockerau

UID-NR. ATU12345678

DVR-Nr: 12346567

Weiters ist darauf zu achten, dass Eingangsrechnungen, die Sie als Unternehmer erhalten, ebenfalls
diese Rechnungsbestandteile enthalten. Nur dann berechtigen sie zu einem Vorsteuerabzug. Fehler-
hafte Rechnungen bzw. Rechnungen, die den USt-Vorschriften nicht entsprechen, miissen vom Lie-
feranten korrigiert werden.

K&E Wirtschaftstreuhand GmbH A-8010 Graz Hofgasse 3




www.ketreuhand.at

4 Fokus Arbeitnehmer

4.1 Kosten fiir die doppelte Haushaltsfiihrung bei
Verlegung des (Familien)Wohnsitzes steuerlich
abzugsfahig?

Die Frage nach der steuerlichen Absetzbarkeit von Kosten fiir doppelte Haushaltsfiihrung im Falle
der Wohnsitzverlegung wird oftmals kontroversiell diskutiert. So auch in den folgenden beiden Ent-
scheidungen von VwGH und BFG.

In der ersten Entscheidung hatte sich der VwGH (GZ Ra 2023/15/0087 vom 29.5.2024) mit der Kon-
stellation auseinanderzusetzen, in welcher eine Steuerpflichtige mit Hauptwohnsitz in der Steier-
mark, wo sie in dem gesamten Zeitraum beruflich als Beamtin tétig ist, nach der EheschlieBung im
Jahr 2012 in Wien einen Nebenwohnsitz begriindete und das mit ihrem Ehemann bewohnte Ein-
familienhaus in Wien als gemeinsame Familienwohnung diente. Fir die Jahre 2020 und 2021 wollte
sie — aufgrund beruflicher Tatigkeit in der Steiermark und Familienwohnung in Wien - Kosten
fiir doppelte Haushaltsfiihrung (fir die Wohnung in Graz) sowie Kosten fiir Familienheimfahrten
(nach Wien) steuerlich als Werbungskosten geltend machen. Seitens des Finanzamts und auch vom
BFG wurde die steuerliche Geltendmachung der Kosten verwehrt — auch mit dem Hinweis darauf,
dass sie nach der EheschlieSung 2012 ihren Familienwohnsitz in Wien begriindet habe und die Wohn-
sitzverlegung deshalb privat veranlasst gewesen sei. Nach dem BFG war also bereits im Jahr 2012
keine anzuerkennende doppelte Haushaltsfithrung vorgelegen.

Bei seiner Entscheidungsfindung betonte der VwGH, dass eine allfdllige Unzumutbarkeit der Wohn-
sitzverlegung als Grundlage fiir die Geltendmachung von Kosten fiir doppelte Haushaltsfiihrung aus
der Sicht des jeweiligen Steuerjahres zu beurteilen ist - die Unzumutbarkeit der Wohnsitzverle-
gung konne sich aus privaten oder beruflichen Umstianden ergeben. Im Jahr 2012 (ibten sowohl
die Steuerpflichtige als auch ihr Ehemann eine Erwerbstéatigkeit aus (in Graz bzw. in Wien). Aufgrund
der Entfernung zwischen den Wohnsitzen ist eine tagliche Riickkehr unzumutbar - tberdies ist es
naheliegend, dass in einem solchen Fall einer der beiden Ehepartner seinen bisher als Familien-
wohnsitz geeigneten Wohnsitz am Beschéftigungsort beibehalten wird. Im konkreten Fall war die
Beibehaltung des Wohnsitzes am Beschéftigungsort (durch die Steuerpflichtige) jedoch beruflich
veranlasst. Dem VwWGH folgend kénnen die Kosten fiir doppelte Haushaltsfiihrung sowie fiir Fami-
lienheimfahrten als Werbungskosten steuerlich abgesetzt werden.

Im vorliegenden Fall erfolgte im Jahr 2012 die Verlegung des Wohnsitzes nach Wien durch die erst-
malige Begriindung eines Familienwohnsitzes aus privaten Griinden, allerdings gleichzeitig mit der
beruflich veranlassten Beibehaltung des Wohnsitzes am Beschaftigungsort (in Graz). Eine andere
Schlussfolgerung wiirde zu dem grotesken Ergebnis fiihren, dass Steuerpflichtige, die nach der Ehe-
schlieBung einen gemeinsamen Familienwohnsitz am bisherigen Hauptwohnsitz eines der Partner
erst dann begriinden, wenn schon beide berufstatig sind, und beide bis zu diesem Zeitpunkt in weit
voneinander entfernten Orten ihren Wohnsitz am Beschéaftigungsort hatten, niemals Aufwendun-
gen fiir doppelte Haushaltsfiihrung und Familienheimfahrten geltend machen kdonnten. Dies
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deshalb, weil immer aus der jeweiligen Sicht des einen Steuerpflichtigen die Begriindung des Fami-
lienwohnsitzes in Entfernung zum Beschéftigungsort als privat veranlasst anzusehen waére.

Fur die strittigen Jahre 2020 und 2021 wird dem VwGH folgend fir die steuerliche Beurteilung mai-
geblich sein, ob nach der Pensionierung des Ehemanns (im Jahr 2018) noch eine Unzumutbarkeit
der Verlegung des Familienwohnsitzes nach Graz vorlag oder ob die Beibehaltung des Familien-
wohnsitzes in der privaten Lebensfiihrung der Ehepartner begriindet war. Der Rechtsprechung fol-
gend muss beachtet werden, dass die Zumutbarkeit einer Wohnsitzverlegung zum Berufsort etwa ab
dem 60. Lebensjahr (also, wenn der Arbeitnehmer nur noch fiinf Jahre bis zur Pensionierung berufs-
tatig sein wird) regelmaBig nicht mehr gegeben sein wird.

In der zweiten Entscheidung hatte sich das BFG (GZ RV/7101980/2023 vom 20.2.2024) mit der steuer-
lichen Abzugsfahigkeit von Kosten der doppelten Haushaltsfithrung auseinanderzusetzen. Be-
zugnehmend auf das Jahr 2020 - also vor dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine — beantragte
eine Arbeitnehmerin eines ukrainischen Arbeitgebers, welche seit Ende Februar 2020 einen (weiteren)
Wohnsitz in Osterreich begriindet hatte und ein lokales Dienstverhéltnis in Osterreich eingegangen
war, die steuerliche Geltendmachung der Kosten fiir die Wohnung in Osterreich im Rahmen der
doppelten Haushaltsfiihrung (als Werbungskosten).

Neben der Wohnung in Wien, in welcher die Steuerpflichtige mit Ehegatten und Kind ihren Wohnsitz
begriindete, behielt sie auch ihren Wohnsitz in der Ukraine bei und trug die daraus resultierenden
Kosten. Fiir die steuerliche Geltendmachung der Kosten fiir die Wohnung in Osterreich wurde ausge-
fiihrt, dass sie vom Arbeitgeber nach Osterreich versetzt worden sei und der Arbeitgeber sie jeder-
zeit wieder versetzen kdnnte. Demnach sei die Begriindung eines beruflich bedingten Wohnsitzes
in Osterreich eindeutig notwendig und der Familienwohnsitz verbleibe in der Ukraine, wodurch
wiederum die Kosten fiir die doppelte Haushaltsfiihrung steuerlich relevant sind.

Von einer (steuerlich beachtlichen) doppelten Haushaltsfiihrung ist auszugehen, wenn aus beruf-
lichen Griinden zwei Wohnsitze gefiihrt werden, und zwar am Familienwohnort und am Beschaf-
tigungsort (Berufswohnsitz). Es liegen dann Werbungskosten vor, wenn Mehraufwendungen er-
wachsen, weil am Beschéaftigungsort gewohnt werden muss und die Verlegung des (Familien-)
Wohnsitzes in eine Ubliche Entfernung zum Ort der Erwerbstatigkeit nicht zugemutet werden kann.
Dies ware, dem BFG folgend, bei einem Wohnort in der Ukraine zweifelsfrei gegeben, da eine tag-
liche Rickkehr vom Tatigkeitsort zum Wohnort nicht moglich ist. Auf den vorliegenden Fall bezogen
gilt als Familienwohnsitz jener Ort, an dem eine verheiratete Steuerpflichtige mit ihnrem Ehegatten
(mit oder ohne Kind) einen gemeinsamen Hausstand unterhélt, der den Mittelpunkt der Lebens-
interessen dieser Personen bildet.

Das BFG erlduterte in seiner Entscheidungsfindung, dass der Wohnsitz in Wien als Familienwohn-
sitz zu bezeichnen ist, da die Steuerpflichtige seit Mdrz 2020 mit ihrem Ehegatten und Sohn in Wien
wohnt und an diesem Ort auch der Mittelpunkt der Lebensinteressen liegt. Allerdings konnen Auf-
wendungen fiir die doppelte Haushaltsfiihrung immer nur so lange vorliegen, bis der Familien-
wohnsitz an den Beschiftigungsort verlegt wurde. Da die Familie der Steuerpflichtigen an den
Beschaftigungsort (Wien) mitiibersiedelt ist und auch die (Miet)\Wohnung in Wien fiir einen Drei-
personenhaushalt unbestritten geeignet ist, ist die Verlegung des Familienwohnsitzes keinesfalls
unzumutbar und ist de facto bereits durchgefiihrt worden.
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Im Endeffekt verneinte das BFG daher die steuerliche Abzugsféahigkeit der Kosten fiir die Woh-
nung in Wien (bei gleichzeitiger Beibehaltung der Wohnung im Ausland) als Kosten der doppelten
Haushaltsfiihrung. Die Kosten kdnnen also dann nicht als Werbungskosten beriicksichtigt werden,
wenn die Familie ihren Wohnsitz an den Beschaftigungsort verlegt hat. VwGH-Judikatur folgend
ware im vorliegenden Fall von keiner Verlegung des Familienwohnsitzes, welche eine steuerliche
Geltendmachung der Kosten als Werbungskosten nach sich ziehen kénnte, nur dann auszugehen,
wenn von vornherein mit Gewissheit anzunehmen ist, dass die auswartige Tatigkeit mit vier bis fiinf
Jahren befristet ist. Angesichts des unbefristeten Dienstvertrages mit der Osterreichischen Firma
kann nicht von einer von vornherein befristeten Beschaftigung ausgegangen werden. Mit der vagen
Méglichkeit einer Versetzung in ein anderes Land bzw. einer Ubersiedlung zuriick in die Ukraine oder
in ein anderes Land kann dem BFG folgend nicht argumentiert werden, dass der Familienwohnsitz in
der Ukraine geblieben ist.

4.2 Arbeiten im Homeoffice wird zur Telearbeit

Durch die COVID-19-Pandemie ist das Arbei-
ten im Homeoffice zur Notwendigkeit ge-
worden und hat seitdem in vielen (vor allem
dienstleistenden) Berufen nicht an Attraktivi-
tat verloren. Wahrend diesbeziiglich bereits
in der Vergangenheit besondere (steuerliche)
Regelungen bestanden (Stichwort Homeof-
fice-Pauschale oder Werbungskosten fiir die
Anschaffung von ergonomisch geeignetem
Mobiliar), kommt es ab 1.1.2025 zu weiteren
Anderungen.
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Durch das unlangst beschlossene Telearbeits-
gesetz kommt es zur Ausweitung der beste-
henden Regelungen zum Homeoffice auf den
umfassenderen Begriff der Telearbeit. Dabei
wird der rdumliche Anwendungsbereich des
Homeoffice i.S.d. eigenen Wohnraumlichkeiten
des Arbeitnehmers ausgedehnt auf die Raumlichkeiten eines nahen Angehdrigen (bzw. Lebenspart-
ners) aber auch auf (Internet-)Cafés oder Co-Working-Spaces. Ebenso ist zukiinftig Homeoffice bzw.
Telearbeit im Park oder an Ferienorten moglich, wodurch der gewiinschten bzw. gelebten Flexibili-
tat in der Wahl des Arbeitsortes Rechnung getragen wird.

Wie schon bisher ist es fiir das generelle Vorliegen von Homeoffice bzw. Telearbeit (i.S.d. AVRAG) not-
wendig, dass Telearbeit regelmiBig erbracht wird. Erfolgt die Arbeitsleistung nur ausnahmsweise
bzw. lediglich im Anlassfall auBBerhalb des Unternehmens, liegt keine Telearbeit vor. Der erweiterte
Anwendungsbereich gilt fiir ab 1.1.2025 abgeschlossene Vereinbarungen - bestehende Homeoffice-
Vereinbarungen bleiben unberiihrt (sie konnen jedoch um weitere Arbeitsorte erganzt werden). Zwei
flr die Praxis besonders relevante Aspekte werden nachfolgend umfassender erlautert.
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Gesetzliche Unfallversicherung — Unterscheidung beim Wegunfall

Im Gegensatz zum Telearbeitsplatz selbst, bei dem - genauso wie im Homeoffice - stets Unfall-
versicherungsschutz gegeben ist, ist zukiinftig bei Wegunfallen zwischen ,Ortlichkeiten von Tele-
arbeit im engeren Sinn” und ,,Ortlichkeiten von Telearbeit im weiteren Sinn” zu unterscheiden.
Das ist bedeutsam, da Unfallversicherungsschutz nur bei Wegunfillen am Weg von und zu Ortlich-
keiten von Telearbeit im engeren Sinn besteht.

Wird die Telearbeit in Wohnungen bzw. Raumlichkeiten von nahen Angehdrigen bzw. in so genann-
ten ,Co-Working-Spaces” durchgefiihrt, so handelt es sich dabei um Ortlichkeiten von Telearbeitim
engeren Sinn, sofern sie sich in der Nahe zur Wohnung des Versicherten oder seiner eigentlichen
Arbeitsstatte (sofern nicht,remote” gearbeitet wird) befinden. Alternativ sind die Voraussetzungen
auch dann erfiillt, wenn die Entfernung von der eigenen Wohnung zur Wohnung des Angehdérigen/
Lebenspartners (das Telearbeitsgesetz sieht eine abschlieBende Definition von Angehdrigen vor) bzw.
zum Co-Working-Space dem sonst iiblichen Arbeitsweg entspricht. Uberdies besteht auch bei Ar-
beiten wie bisher im Homeoffice (am Haupt- oder Nebenwohnsitz des Arbeitnehmers) Telearbeit im
engeren Sinn. Hingegen handelt es sich um Telearbeit im weiteren Sinn, wenn an allen tibrigen,
selbst gewihlten Ortlichkeiten gearbeitet wird und diese nicht als Telearbeit im engeren Sinn
gelten. Diese Differenzierung kann zukiinftig dazu fiihren, dass z.B. das Arbeiten in einem Café zwar
selbst vom Unfallversicherungsschutz umfasst ist, jedoch nicht der Weg dorthin bzw. von dort zurtick.

Erhohte Anforderungen an die Geltendmachung steuerlicher
Begilinstigungen

Bereits seit 2022 ist es moglich, Werbungskosten bis zu 300 € fiir die Anschaffung von ergono-
misch geeignetem Mobiliar geltend zu machen, wenn jéhrlich an mindestens 26 Tagen die Ta-
tigkeit ausschlieBlich im Homeoffice (zukiinftig im Rahmen der Telearbeit) ausgeibt wird. Weitere
Voraussetzung ist, dass keine Ausgaben fiir ein Arbeitszimmer steuerlich beriicksichtigt werden. Au-
Berdem kann fiir maximal 100 ausschlieBliche Homeoffice-Tage vom Arbeitgeber ein lohnsteuer-,
sozialversicherungsbeitrags- und lohnnebenkostenfreies Homeoffice-Pauschale ausbezahlt werden
(a 3 € pro Tag ergeben maximal 300 € pro Jahr). Gewahrt der Arbeitgeber kein solches Pauschale
oder nur einen geringeren Betrag, konnen Differenzwerbungskosten vom Arbeitnehmer geltend
gemacht werden.

Neben begrifflichen Anderungen ist zu beachten, dass trotz der rdumlichen Ausdehnung durch den
Begriff der Telearbeit die Werbungskosten fiir Investitionen in ergonomisch geeignetes Mobiliar
nur bei Anschaffungen fir die eigene Wohnung in Anspruch genommen werden kénnen. Erhoh-
te Anforderungen bestehen zukiinftig darin, dass beide steuerlichen Begiinstigungen nur dann
zustehen, wenn die Telearbeitstage samt ausbezahltem Pauschale durch den Arbeitgeber am
Lohnzettel bzw. in der Lohnbescheinigung ausgewiesen sind. Bisher war es bei fehlendem Aus-
weis am Lohnzettel fiir Arbeitnehmer moglich gewesen - basierend auf einem BFG-Judikat - alterna-
tive Nachweise fiir die geleisteten Telearbeitstage (Homeoffice-Tage) im Rahmen der Arbeitnehmer-
veranlagung zu erbringen. Ab dem Kalenderjahr 2025 ist dies nicht mehr méglich.
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4.3 OGH stellt strenge Kriterien an die Verjahrung von
Urlaubsanspriichen

Das Thema Urlaub und Urlaubsanspruch usw. sorgt nicht selten fiir Konflikte zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer. Ein nicht alltdgliches Thema stellt die Verjahrung von Urlaubsanspriichen dar,
da regelmaBiger Urlaubsverbrauch und damit verbundener Erholungseffekt fiir den Arbeitnehmer in
beiderlei Interesse stehen sollten. Beim Thema Verjahrung ist es durch eine OGH-Entscheidung (GZ 8
ObA 23/23 z vom 27. Juni 2023), die auf einer EuGH-Entscheidung beruht, zu einer Verbesserung fiir
Arbeitnehmer gekommen. Ausgangspunkt fiir den OGH war ein als Wildhiiter und spéter als Gutsver-
walter Angestellter, der in dem Zeitraum zwischen 2003 und 2020 insgesamt nur 121 Urlaubstage
verbraucht hatte (das Maximum waren 17 Tage im Jahr 2013). Das geringe Ausmal3 an konsumiertem
Urlaub wurde auch damit begriindet, dass der Angestellte als einziger iber die notwendige Ausbil-
dung und Erfahrung fiir die umfangreiche Zucht, Haltung und Jagd von Niederwild verfiigte.

Der OGH-Entscheidung folgend verjahrt der unionsrechtlich gesicherte Urlaubsanspruch nur
dann, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer zum Konsum des Urlaubs aufgefordert hat und
auf die Verjahrung des Urlaubsanspruchs hingewiesen hat. Kommt der Arbeitgeber diesen Auf-
forderungs- und Hinweispflichten nicht nach, so verjahrt der Urlaub nicht und kann wahrend des
aufrechten Arbeitsverhéltnisses in natura konsumiert werden. Die Verjdhrung tritt nicht dann schon
ein, wenn der Urlaubsverbrauch tatsachlich moglich gewesen ware bzw. dem Arbeitnehmer auf An-
frage Urlaub gewédhrt worden waére, jedoch im Endeffekt kein Urlaub verbraucht wurde. Endet das
Arbeitsverhiéltnis, so muss der nicht verjéahrte Urlaub im Rahmen der Urlaubsersatzleistung be-
riicksichtigt werden. Fiir den EuGH spielt der Schutz des Arbeitnehmers als schwachere Partei des
Arbeitsvertrags eine wichtige Rolle. Es miisse namlich verhindert werden, dass der Arbeitnehmer sein
Recht auf Urlaub nicht einfordert, weil sich dies nachteilig auf das Arbeitsverhdltnis auswirken kdnnte.
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Der Urlaubsanspruch betrigt in Osterreich grundsitzlich fiinf Wochen pro Jahr bzw. nach 25
Dienstjahren sogar sechs Wochen pro Jahr. Unionsrechtlich ist ein Mindesturlaubsanspruch von
vier Wochen pro Jahr vorgesehen. Zur Verjahrung des Urlaubsanspruchs kommt es in Osterreich
grundsatzlich binnen zwei Jahren ab Ende des Urlaubsjahres, in dem der betroffene Urlaub entstan-
den ist. Insgesamt haben Arbeitnehmer also drei Jahre Zeit, um ihren Urlaub zu verbrauchen. Die
OGH-Entscheidung bringt nunmehr fiir Arbeitgeber eine Verpflichtung, die sich aus dem Urlaubsge-
setz nicht ableitet. So ist zwar der Urlaubsverbrauch zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu ver-
einbaren. Das Urlaubsgesetz sieht jedoch keine Informationspflichten oder Aufforderungspflich-
ten hinsichtlich der Verjahrung (offener) Urlaubsanspriiche gegentiber Arbeitnehmern vor.

Zu beachten ist schlie3lich, dass sich das ,Aussetzen der Verjahrung” durch die OGH-Entscheidung
nur auf offene Urlaubsanspriiche in Hohe von vier Wochen pro Urlaubsjahr — namlich im Ausmal}
des unionsrechtlichen Urlaubsanspruchs - bezieht. Die Hinweis- bzw. Aufforderungspflichten bezie-
hen sich somit nicht auf die flinfte bzw. sechste Urlaubswoche. Aus Arbeitgebersicht ist es emp-
fehlenswert, Mal3nahmen, mit denen der Aufforderungs- bzw. Hinweispflicht nachgekommen wird,
entsprechend im Personalakt zu dokumentieren.
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5 Fokus Immobilien

5.1 Hauptwohnsitzbefreiung
—es bleibt bei der
Begrenzung von 1.000 m?*

VerauBBerungen von Eigenheimen und Eigen-
tumswohnungen samt Grund und Boden fallen
nicht unter die Steuerpflicht (Immobilienertragsteu-
er), wenn sie dem Verkaufer durchgehend ab der Anschaffung oder Herstellung (hier gilt der Zeit-
punkt der Fertigstellung) und fiir mindestens 2 Jahre (1. Tatbestand) oder fir mindestens 5 Jahre
innerhalb der letzten 10 Jahre vor der Verduf3erung (2. Tatbestand) als Hauptwohnsitz gedient haben
und jeweils der Hauptwohnsitz aufgegeben wurde.

Es hat bereits der jahrelangen Praxis der Finanzverwaltung entsprochen, dass ein steuerfreier Ver-
kauf der Hauptwohnsitzimmobilie nur bis maximal 1.000 m? des mitumfassten Grund und Bo-
dens reicht. Grundstiicksflichen bis 1.000 m* werden somit als von der Besteuerung befreit angese-
hen, der dariiberhinausgehende Anteil ist steuerpflichtig. Die Begrenzung auf 1.000 m? ergibt sich
nicht unmittelbar aus dem Gesetz, sondern hat die Finanzverwaltung in den Einkommensteuerricht-
linien (Rz 6634) festgelegt und stellt wohl eine Art ,Luxustangente” fiir Grundstiicke dar.

In einer Entscheidung hat der Verwaltungsgerichtshof (VwGH GZ Ro 2022/15/0020 vom 24.4.2024)
die bereits bestehende Rechtsprechung prézisiert und die konkrete Begrenzung auf 1.000 m?> besta-
tigt. Im Anlassfall ging es um die Frage, ob die Gblicherweise erforderliche Grof3e eines Bauplatzes im
Rahmen einer typisierenden Betrachtung festzulegen ist oder die Verhaltnisse vor Ort zu berticksichti-
gen sind. Nach der Entscheidung des VWGH ist somit eine typisierende Betrachtung vorzunehmen,
da ein Bauplatz von 1.000 m” in der Regel als ausreichend anzusehen ist. Im Gegenzug dazu sind
die Lage und die Bebauung des konkreten Grundstiicks nicht relevant. Es kann somit nicht argu-
mentiert werden, dass ein Bauplatz am Land in der Regel groBer ist als in der Stadt.

In diesem Zusammenhang ist durchaus kritisch anzufiihren, dass diese typisierende Betrachtungs-
weise auch zu Widerspriichen fihren kann. Ein gréeres Grundstiick im landlichen Raum kann des-
halb teilweise steuerverfangen sein, wahrend ein deutlich wertvolleres, aber kleineres Grundstiick
in stadtischer Lage unter Umstanden steuerfrei verauBBert werden kann. Insgesamt sorgt die Ent-
scheidung des VWGH fiir mehr Klarheit, auch wenn weiterhin keine gesetzliche Grundlage fir die
spezifische Begrenzung besteht.

Wie bereits in einer fritheren VWGH-Entscheidung ausgefiihrt, ist die Begrenzung der Hauptwohnsitz-
befreiung auf eine Grundstiicksfliche von 1.000 m? rechnerisch typischerweise mittels Sachwert-
methode zu |6sen. Demnach ist der (Verkaufs)Preis einer bebauten Liegenschaft im Verhaltnis des
Verkehrswertes des Grund und Bodens einerseits und des Verkehrswertes des Gebaudes ande-
rerseits zu schatzen und entsprechend aufzuteilen.
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5.2 Anderung der Liebhabereiverordnung — langere
Betrachtungszeitraume

Tatigkeiten, die mittel- bis langfristig keinen Gewinn bzw. Gesamtiiberschuss erwarten lassen, fal-
len unter den Begriff ,Liebhaberei” und sind fiir die Einkommensteuer unbeachtlich. Daraus ent-
stehende Verluste diirfen nicht mit anderen Einkiinften ausgeglichen werden. Eine grof3e Rolle spielt
die Liebhaberei im Bereich der Vermietung und Verpachtung, bei welcher typischerweise in den
ersten Jahren regelméBig Verluste auftreten.

Gestiegene Grundsttickspreise und Baukosten sowie die rasant angestiegenen Zinsen haben in
den letzten Jahren aber auch die Gesamtiiberschusserwartungen bei Vermietungen unter Druck
kommen lassen. Um dieser Entwicklung Rechnung zu tragen, wurde eine Anpassung der Zeitraume,
innerhalb derer ein Gesamtiiberschuss der Einnahmen Uber die Werbungskosten erzielt werden
muss, erforderlich. Mit dieser MaBnahme soll verhindert werden, dass Vermietungen nur aufgrund
der veranderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen nicht mehr als steuerliche Einkunfts-
quelle anerkannt werden. Mit der Anderung der Liebhabereiverordnung gilt nunmehr folgendes:

Der Betrachtungszeitraum wird sowohl bei der entgeltlichen Gebaudeiiberlassung (,grof3e Ver-
mietung”) als auch bei der Vermietung von Eigenheimen, Eigentumswohnungen und Mietwohn-
grundstiicken mit qualifizierten Nutzungsrechten (,kleine Vermietung”) um jeweils fiinf Jahre ver-
langert. Bei der ,,gro8en Vermietung” gilt als absehbarer Zeitraum nunmehr ein Zeitraum von 30
Jahren (bisher 25 Jahre) ab Beginn der entgeltlichen Uberlassung bzw. maximal 33 Jahren (bisher
28 Jahre) ab dem erstmaligen Anfallen von Aufwendungen (Ausgaben). Dies gilt fir Gebaudeuberlas-
sungen, bei denen der absehbare Zeitraum nach dem 31. Dezember 2023 beginnt. Bei der Bewirt-
schaftung von Eigenheimen, Eigentumswohnungen und Mietwohngrundstticken mit qualifizierten
Nutzungsrechten (,kleine Vermietung”) gelten als absehbarer Zeitraum 25 Jahre (bisher 20 Jahre)
ab Beginn der entgeltlichen Uberlassung bzw. maximal 28 Jahre (bisher 23 Jahre) ab dem erstmali-
gen Anfallen von Aufwendungen (Ausgaben). Dies ist auf Betatigungen anzuwenden, bei denen der
absehbare Zeitraum nach dem 31. Dezember 2023 beginnt.

Bei der Ermittlung des Gesamtiiberschusses war es nach Ansicht der Finanzverwaltung im auf3er-
betrieblichen Bereich bei der kleinen und groB3en Vermietung bislang unzuldssig, VerdauB8erungs-
gewinne miteinzubeziehen. Nun istin § 3 Abs. 1 Liebhabereiverordnung der letzte Satz (,Wertande-
rungen von Grund und Boden, der zum Anlagevermdgen gehért, sind nur bei der Gewinnermittlung
nach § 5 EStG 1988 anzusetzen.’) gestrichen worden. Nichts gedndert daran hat sich, dass der er-
wartete Gesamtiiberschuss anhand einer nachvollziehbaren Prognoserechnung nachzuweisen ist.

5.3 VWwGH zur Liebhaberei bei vorzeitiger Einstellung der
Vermietung

Der VWGH (GZ Ra 2023/13/0051 vom 14.12.2023) hatte sich mit folgendem Sachverhalt zu beschafti-
gen: Ein Steuerpflichtiger hatte zwei Biiros und vier Wohnungen saniert und vermietet. Er erklarte in
den Steuererklarungen der ersten vier Jahre Verluste und stellte dann die Vermietung ein, weil er
die Objekte an seinen Bruder iibergab. Das Finanzamt stufte die Vermietung als Liebhaberei ein.
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Dagegen erhob der Abgabepflichtige Beschwerde und fiihrte an, dass die Ubergabe an den Bruder
nicht von vornherein geplant war und auBerdem die fortgesetzte Vermietung im Jahr 13 beim Bru-
der in Summe einen Gesamtiiberschuss ergeben habe.

Fur die Beurteilung der Ertragsfahigkeit einer Gebaudevermietung ist eine Prognoserechnung
anzustellen. Bei der Beurteilung ist auf die konkrete Art der Bewirtschaftung und bei der Erstellung
der Prognose auf die tatsdachlichen Umsténde, die sich in einem Beobachtungszeitraum eingestellt
haben, Bedacht zu nehmen. Es steht der Ertragsfahigkeit einer Vermietungsbetatigung nicht ent-
gegen, wenn die Liegenschaft vor der tatsachlichen Erzielung eines gesamtpositiven Ergebnisses
iibertragen wird bzw. die Vermietung eingestellt wird. Fiir den Fall, dass der kurze Zeitraum der
Vermietung von vornherein geplant war, liegt Liebhaberei vor, wenn die Vermietung innerhalb
dieses Zeitraums kein positives Gesamtergebnis erwirtschaften kann. War hingegen die Vermietung
unbefristet geplant, kommt es lediglich darauf an, ob die Prognoserechnung innerhalb des Ge-
samtplanungszeitraums ein positives Ergebnis erzielt. Die Beweislast fiir das Vorliegen einer un-
befristeten Vermietung von Beginn an tréagt der Vermieter. Gegebenenfalls muss also der Nachweis
erbracht werden, dass die Vermietung nicht von vornherein auf einen begrenzten Zeitraum ge-
plant gewesen ist, sondern sich die Beendigung erst nachtraglich, insbesondere durch den Eintritt
konkreter Unwéagbarkeiten, ergeben hat.

Ob im Zusammenhang mit einer Vermietung anhand der Prognoserechnung letztlich von einer Ein-
kunftsquelle auszugehen ist, ist aber nicht im Rahmen einer reinen ex-ante Betrachtung zu beurtei-
len. Denn die Prognoserechnung kann insbesondere mittels eines Beobachtungszeitraums von etwa
5 bis 8 Jahren auf Ubereinstimmung mit der Realitét (iberpriift werden. Im konkreten Fall wurde vom
Abgabepflichtigen glaubhaft dargestellt, dass die Ubergabe an den Bruder nicht von vornherein
geplant war. Zudem wirkten sich die im Beobachtungszeitraum gesunkenen tatsiachlichen Zinsauf-
wendungen positiv auf die Prognoserechnung aus, sodass bereits ab einem viel friiheren Jahr der
Betatigung als von der Liebhabereiverordnung gefordert, ein Gesamtiiberschuss der Einnahmen
Uiber die Werbungskosten eingetreten ware. Darauf, dass die Beendigung der Vermietungstatigkeit
ohne Zweifel aus rein personlichen Motiven erfolgt ist, kommt es nicht an.

5.4 Absetzbarkeit von Fremdkapitalzinsen bei Vermietung,
wenn der Kredit von einem Familienangehorigen
aufgenommen worden ist

Das Bundesfinanzgericht (BFG) hatte sich mit der Frage auseinanderzusetzen (GZ RV/7102072/2017
vom 15.3.2024), ob im Zusammenhang mit dem kreditfinanzierten Kauf einer anschlieend ver-
mieteten Immobilie anfallende Fremdfinanzierungskosten auch dann abzugsfahig sind, wenn der
jeweilige Kredit von Dritten (Familienangehdrigen) aufgenommen wurde.

Ein Steuerpflichtiger hatte eine Immobilie fiir Zwecke der Vermietung erworben. Da er selbst (iber
keine ausreichende Kreditwiirdigkeit verfligte, nahmen seine Ehegattin und seine Schwieger-
tochter Kredite auf, die sie an den Steuerpflichtigen weiterreichten. Dieser verpflichtete sich, die
Riickzahlung der Kredite und Zinsen allein zu iibernehmen, wobei als Sicherheit ein Pfandrecht
bestellt und die Mietzahlungen an die Bank abgetreten wurden. Die Riickzahlung erfolgte aus-
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schlieBlich aus den laufenden Mietzahlungen. Seitens des Finanzamtes wurde die steuerliche Ab-
setzbarkeit der Zinsen verweigert, da der Steuerpflichtige nicht der alleinige Kreditnehmer war
und die Ruckzahlungen von einem gemeinsamen Konto erfolgten (Einstufung als steuerlich nicht
abzugsfahiger Drittaufwand).

Das BFG kam - wirtschaftlich vollkommen nachvollziehbar - zu dem Ergebnis, dass es fiir die Ab-
zugsfahigkeit von Fremdfinanzierungskosten als Werbungskosten nicht darauf ankommt, wer
den Kredit aufgenommen hat. Vielmehr ist darauf abzustellen, ob die Kreditmittel auch tatséch-
lich ausschlieBlich zur Finanzierung der Einkunftsquelle verwendet werden und die Riickzahlung
des Kredites zur Ganze aus eigenen Mitteln des Steuerpflichtigen erfolgt. Dem liegt der Gedanke
zugrunde, dass die Abzugsfahigkeit dann zu bejahen ist, wenn der Eigentiimer der Liegenschaft
(Einkunftsquelle) auch tatsachlich in seiner Leistungsfahigkeit durch mit seiner Einkunftsquelle in
Zusammenhang stehende Zahlungen eingeschrankt wird.

Bei seiner Entscheidungsfindung stiitzte sich das BFG vor allem auf die Rechtsprechung des (deut-
schen) BFH. Interessant ist in diesem Zusammenhang auch, dass trotz des Fehlens einer konkreten
Rechtsprechung des VWGH keine ordentliche Revision zugelassen wurde.

5.5 Erhaltungsaufwand I

nach Mieterauszug ist
steuerlich nicht absetzbar

Das BFG hatte sich (GZ RV/7104281/2018 vom
27.11.2023) mit einem Sachverhalt auseinanderzu-
setzen, in dem eine Wohnung (iber rund 20 Jahre
fiir Wohnzwecke vermietet wurde und entspre-
chend Einkinfte aus Vermietung und Verpachtung
erzielt wurden. Nach Auszug des letzten Mieters
(Ende August 2015) — die Wohnung war aufgrund
der langen Dauer der Vermietung sanierungsbediirftig - wurden gegen Ende des Jahres in der Woh-
nung einige Sanierungsarbeiten durchgefiihrt (Austausch der Badezimmerausstattung, Erneuerung
der Sanitdr- und Elektroinstallationen, Ausmalen wie auch Sanierung der Fliesen). Der Wohnungs-
eigentiimer wollte die damit angefallenen Kosten von rund 50.000 € als Erhaltungsaufwand und
somit als Werbungskosten steuerlich absetzen und auch den Vorsteuerabzug geltend machen.
Bedeutsam im vorliegenden Fall war, dass der Wohnungseigentiimer nach der Sanierung die Woh-
nung an seinen Sohn im Schenkungswege weitergab und dieser die Wohnung in Folge fiir private
Wohnzwecke nutzte. Die Eigentumsiibertragung an den Sohn in Form der Schenkung spontan und
kurz vor Jahresende 2015 sei dadurch motiviert gewesen, steuerlich giinstiger dazustehen, als dies
nach Anderung der Gesetzeslage im Bereich der Grunderwerbsteuer moglich gewesen wére.

Das BFG setzte sich im Rahmen der Entscheidungsfindung ausfiihrlich mit der zeitlichen Abfolge der
Vermietungstatigkeit inklusive Beendigung, der Renovierung der Wohnung und der Schenkung
der Wohnung auseinander. So wurde das Mietverhéltnis durch den Mieter mit 31. August 2015 ge-
kiindigt - die Sanierungsarbeiten erfolgten schwerpunktméfBig im November und Dezember 2015.
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Mit Schenkungsvertrag vom 17.12.2015 wurde die Wohnung an den Sohn libergeben, wobei der
Vater sich kein Fruchtgenussrecht hatte einrdumen lassen. Im Mai 2016 schlief3lich zog der Sohn in
die neu renovierte Wohnung ein und meldete mit 29. Dezember 2016 seinen Hauptwohnsitz in dieser
Wohnung.

Der ehemalige Wohnungseigentiimer argumentierte fiir die Geltendmachung als Werbungskos-
ten (bzw. als Vorsteuer) damit, dass die getatigten Werbungskosten kausal mit den vereinnahmten
(ehemaligen) Mieteinkiinften zusammenhangen. Darliber hinaus war er im Zeitpunkt der Ent-
scheidung zur Sanierung davon ausgegangen, dass die Vermietungstatigkeit fortgefiihrt werden
wiirde. Das Finanzamt war hingegen der Ansicht, dass die im Zuge der Renovierung angefallenen
Kosten ausschlie3lich mit der Schenkung der Wohnung an den Sohn zusammenhingen und somit
aus privaten Griinden erfolgten. Die privaten Griinde fiihren dazu, dass die Kosten zur Génze nicht
Einkiinfte mindernd absetzbar sind und auch kein Vorsteuerabzug geltend gemacht werden
kann. Uberdies seien vom ehemaligen Wohnungseigentiimer keine ernsthaften Absichten hinsicht-
lich einer spateren Vermietung ersichtlich gewesen.

Das BFG betonte — auch mit Hinweis auf VwGH-Judikatur — dass bei Einkiinften aus Vermietung
und Verpachtung der Werbungskostenbegriff weit zu fassen ist und Aufwendungen auch dann
Werbungskosten sein kdnnen, wenn ihnen gerade keine Einnahmen gegeniiberstehen. Wichtige
Voraussetzung dafiir ist allerdings, dass ernsthafte Absichten zur spéteren Erzielung positiver
Einkiinfte als klar erwiesen angesehen werden konnen. Der Entschluss des Steuerpflichtigen muss
klar und eindeutig nach auf8en hin in Erscheinung treten - eine blof3 behauptete, nicht nach au3en
getretene Vermietungsabsicht reicht hingegen nicht aus. Wird wéhrend der Unterbrechung einer
Einnahmenerzielung der Entschluss gefasst, das Wohnobjekt nicht weiter zur Einnahmenerzielung
zu verwenden, sondern z.B. zur Befriedigung des eigenen Wohnbeddrfnisses zu nutzen, so sind ab
diesem Zeitpunkt die Aufwendungen fiir das Objekt keine Werbungskosten mehr. Aufwendun-
gen, welche die Zeit nach der Einstellung der Vermietungstatigkeit betreffen, kénnen auch keine
nachtraglichen Werbungskosten darstellen.

Im Endeffekt verneinte das BFG den Werbungskostenabzug fiir die Renovierungsarbeiten, da
die behauptete Vermietungsabsicht nicht ausreicht, wenn sie nicht entsprechend nach auflen
gerichtet ist — es fehlte nach Beendigung des letzten Mietverhaltnisses an dem eindeutig erkenn-
baren und nach auBlen tretenden Entschluss zur Fortfiihrung der Vermietung der Wohnung. So
ist nicht nachvollziehbar, wieso weder nach Kiindigung durch den Mieter noch wahrend der Sanie-
rung des Mietobjekts ein Immobilienmakler beauftragt wurde, um fir die renovierte Wohnung einen
(weiteren) Mieter zu finden. Ebenso wenig wurden Inserate in Print- oder Onlinemedien geschaltet.
Uberdies bezweifelte das BFG den spontanen Entschluss zur Schenkung an den Sohn aufgrund
grunderwerbsteuerlicher Uberlegungen. Da der Schenkungsvertrag mit 17. Dezember 2015 datiert
ist, mussten jedenfalls schon davor entsprechende Uberlegungen angestellt worden sein, gerade da
es zum Jahreswechsel 2015 hin einen grof3en Andrang bzgl. Liegenschaftslibertragungen gegeben
hat und es bei einer spontanen Aktion nicht zweifelsfrei hatte gewahrleistet werden konnen, dass die
Liegenschaftsiibereignung durch Notare bzw. Rechtsanwaélte noch rechtzeitig vor Jahresende er-
folgt. SchlieB3lich wurde noch der Vorsteuerabzug versagt, da nach Beendigung des letzten Mietver-
héltnisses keine unternehmerische Tatigkeit mehr vorlag und die geltend gemachten Aufwendungen
somit nicht fir das Unternehmen ausgefiihrt worden sind.
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6 Sozialversicherungswerte, Grof3enklassen
und Zinssatze

6.1 Sozialversicherungswerte
2025

Unter Berlcksichtigung der Aufwertungszahl von
1,063 betragen die Sozialversicherungswerte fir 2025
voraussichtlich (in €):

Geringfiigigkeitsgrenze monatlich 551,10 518,44
Grenzwert fur pauschalierte Dienstgeberabgabe monatlich 826,65 777,66
Hochstbeitragsgrundlage taglich 215,00 202,00
Hochstbeitragsgrundlage monatlich (laufender Bezug) 6.450,00 6.060,00
Hochstbeitragsgrundlage jahrlich fir Sonderzahlungen 12.900,00 | 12.120,00
(echte und freie Dienstnehmer)

Hochstbeitragsgrundlage monatlich fiir freie Dienstnehmer 7.525,00 7.070,00
(ohne Sonderzahlungen)

Die Veroffentlichung im Bundesgesetzblatt bleibt abzuwarten.

6.2 Aktueller Basis-, Stundungs-, Aussetzungs-, Anspruchs-,
Beschwerde- und Umsatzsteuerzinssatz

Der Basiszinssatz (zuletzt 3,03 %) dient bekanntermafen als mehrfacher Referenzzinssatz. Bei den
Stundungszinsen ist zu beachten, dass die Stundungszinsen gem. § 212 Abs. 2 BAO seit 1. Juli 2024
4,5 % liber dem jeweils geltenden Basiszinssatz liegen. Die entsprechenden aktuellen Jahreszins-
satze sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. Sofern die genannten Zinsen einen Betrag von
50 € nicht erreichen, werden sie nicht festgesetzt.

Seit 18.9.2024

Stundungszinsen 7,53 %
Aussetzungszinsen 5,03 %
Anspruchszinsen 5,03 %
Beschwerdezinsen 5,03 %
Umsatzsteuerzinsen 5,03 %
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6.3 GrolRenklassen fiir Kapitalgesellschaften

Die Einteilung in die jeweilige GroBenklasse fiir Kapitalgesellschaften (Kleinstkapitalgesellschaft
(Micro), Kleine, MittelgroBe und Grof3e Kapitalgesellschaft laut UGB) hangt von den Kriterien Bilanz-
summe, Umsatzerlose und durchschnittliche Arbeitnehmeranzahl ab. Die GroBenklassenkrite-
rien entscheiden daruiber, welche Unternehmen verpflichtet sind, ihre Jahresabschliisse priifen zu
lassen, welche nur einen verkiirzten Jahresabschluss beim Firmenbuchgericht offenlegen missen
oder auch dariber, ob es zu einer verpflichtenden Konzernabschlusspriifung fiir groe Gruppen
kommt. Auch fiir die Berichtspflichten nach der CSRD (,nicht finanzielle Berichterstattung”) ist die
GroBenklasse von Relevanz.

Im Zuge eines delegierten Rechtsakts der EU-Kommission wurden mit 1. Janner 2024 die GroRen-
merkmale Bilanzsumme und Umsatz um je 25 % angehoben. Die Umsetzung ins Osterreichische
UGB hat bis langstens 24.12.2024 durch das BMJ zu erfolgen, wobei durch eine Verordnungserméch-
tigung auch andere als von der EU-Kommission festgelegte Werte festgesetzt werden kénnen. Die Er-
hohung der Schwellenwerte soll zu Erleichterungen fiir 6sterreichische Unternehmen in Hinblick
auf Priifungs- und Berichtspflichten fuihren.

Die Schwellenwerte fiir die Einordnung in die verschiedenen GréRenklassen sind flir das Geschéfts-
jahr 2024 voraussichtlich wie folgt.

Kapitalgesellschaft Bilanzsumme (€) Umsatzerlose (€) Arbeitnehmer

Micro < 450.000 <900.000 10
(bisher <350.000) (bisher <700.000)

Klein bis 6.250.000 bis 12.500.000 bis 50
(bisher bis 5.000.000) (bisher bis 10.000.000)

. bis 25.000.000 bis 50.000.000 .

Mittelgro® (bisher bis 20.000.000) |  (bisher bis 40.000.000) bis 250
> 25.000.000 > 50.000.000

GroB (bisher > 20.000.000) (bisher >40.000.000) >250

Entscheidend fiir die Zuordnung zu einer GréRenklasse ist, dass zwei der drei Merkmale an den Ab-
schlussstichtagen von zwei aufeinanderfolgenden Geschéftsjahren Uberschritten bzw. nicht mehr
Uberschritten wurden.

Zu beachten ist, dass Aktiengesellschaften, die Mutterunternehmen sind (,Holding-AGs") die Schwel-
lenwerte fiir den Einzelabschluss seit dem Jahr 2016 auf Basis von konsolidierten oder aggregierten
Werten zu berechnen haben. Bei Um- und Neugriindungen treten die Rechtsfolgen der GroBenklasse
bereits am ersten Abschlussstichtag nach der Um- oder Neugriindung ein.
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7 Steuertermine 2025

Falligkeiten 15.1. USt flir November 2024
Lohnabgaben (L, DB, DZ, OGK, Stadtkasse/Gemeinde) fiir Dezember 2024

Fri d Ab 1.1.  Monatliche Abgabe der Zusammenfassenden Meldung, ausgenommen
risten un bei vierteljahrlicher Meldepflicht

Sonsti
onstiges Bis 15.1. Entrichtung der Dienstgeberabgabe 2024 fiir geringfligig Beschéftigte

17.2. USt fur Dezember 2024 bzw. 4. Quartal
Lohnabgaben fiir Janner

Falligkeiten ESt-Vorauszahlung 1. Viertel

KoSt-Vorauszahlung 1. Viertel

28.2. Pflichtversicherung SVS

Bis 1.2.  Meldepflicht fiir bestimmte Honorarzahlungen 2024 (E18) in Papierform

Bis 15.2. Nachverrechnung und Abfuhr der Lohnsteuer im Rahmen des 13. Lohn-
abrechnungslaufs zwecks steuerlicher Zurechnung zum Jahr 2024

Erstellung und Uberpriifung des Jahresbelegs fiir das Jahr 2024 (pro

Fristen und Registrierkasse)

Sonstiges
28.2. Jahreslohnzettelibermittlung per ELDA

28.2. Meldung der Aufzeichnung betreffend Schwerarbeitszeiten

28.2. Meldepflicht von Zahlungen gem. § 109a und b EStG aus dem Vorjahr
(elektronische Datentibermittlung an das Finanzamt)

17.3. USt fir Janner

Falligkeiten Lohnabgaben fiir Februar

Fristenund | 313, Kommunalsteuer- und Dienstgeberabgabeerklarung 2024 bei Stadtkasse/
Sonstiges Gemeinde

15.4. USt fiir Februar

Falligkeiten Lohnabgaben fir Marz

30.4. Abgabe der Steuererklarungen 2024 (Einkommen-, Umsatz-, Kérper-

. schaftsteuer) in Papierform und Feststellung der Einklinfte gemaf3 § 188
Sonstiges BAO

Fristen und

mmmm

15.5. USt fiir Marz bzw. 1. Quartal
Lohnabgaben fiir April

Falligkeiten ESt-Vorauszahlung 2. Viertel

KoSt-Vorauszahlung 2. Viertel

31.5. Pflichtversicherung SVS

Mai

16.6. USt fir April

Félligkeiten Lohnabgaben fiir Mai

wn
—
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o
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=
=t
[}
=
3
>
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Einreichungspflicht der Steuererklarungen 2024 (Einkommen-, Umsatz-,
Fristen und Korperschaftsteuer) tiber FinanzOnline

Sonstiges | 30.6. Fallfrist fUr Antrag auf Riickholung auslandischer MwSt 2024 aus Nicht-
EU-Landern (gilt nicht fir GroBbritannien)

Juni
w
o
[e)}
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Steuertermine

Fristen und | Bis 30.9.
Sonstiges
Bis 30.9.

Bis 30.9.

Falliakeiten 15.7 USt fir Mai
9 Lohnabgaben fiir Juni
18.8. USt fuir Juni bzw. 2. Quartal
Lohnabgaben fir Juli
Falligkeiten ESt-Vorauszahlung 3. Viertel
K6St-Vorauszahlung 3. Viertel
31.8. Pflichtversicherung SVS
Falliakeiten 15.9. uSt far Juli
9 Lohnabgaben fiir August
Bis 30.9. Erklarung Arbeitnehmerpflichtveranlagung 2024 L 1 in Papierform oder

FinanzOnline bei zumindest zeitweise gleichzeitigem Erhalt von zwei
oder mehreren lohnsteuerpflichtigen Beziigen, sonst ist der Termin der
30.6. (via FinanzOnline)

Verpflichtung zur Einreichung des Jahresabschlusses zum 31.12.2024 fir
(verdeckte) Kapitalgesellschaften

Fallfrist fur Antrag auf Erstattung auslandischer MwsSt (EU) fuir das Steuer-
jahr 2024

Herabsetzungsantrédge fiir die Vorauszahlungen 2024 fiir Einkommen-
und Korperschaftsteuer

Félligkeiten 15.10.

USt fuir August
Lohnabgaben fiir September

Fristen und | Ab 1.10.
Sonstiges Bis 31.10.

Beginn der Anspruchsverzinsung flir Nachzahlung ESt/KSt 2024

Antrag auf Ausstellung eines Freibetragsbescheides

17.11.

USt fiir September bzw. 3. Quartal
Lohnabgaben fiir Oktober

Fristen und | Bis
Sonstiges | 31.12.

31.12.

Falligkeiten ESt-Vorauszahlung 4. Viertel
KoSt-Vorauszahlung 4. Viertel
30.11.  Pflichtversicherung SVS
Falliokeiten 15.12.  USt fiir Oktober
9 Lohnabgaben fiir November
Bis Schriftliche Meldung an OGK fiir Wechsel der Zahlungsweise (zwischen
31.12.  monatlich und jahrlich) der MVK-Beitrdge fiir geringfiigig Beschiftigte

Die Frist fur die Arbeitnehmerveranlagung 2020 bzw. fiir den Antrag
auf die Ruickzahlung von zu Unrecht einbehaltener Lohnsteuer lauft ab

Mitteilungspflicht fir Country-by-Country Reporting (Formular oder
FinanzOnline) bei Regelwirtschaftsjahr der obersten Muttergesellschaft

Impressum: Medieninhaber, Herausgeber und Verleger: Klier, Krenn & Partner - Klienten-Info GmbH, Redaktion: 1190 Wien, Doblinger Hauptstrale 56/4. Richtung: unpolitische, unabhangige Jahresschrift, die
sich mit dem Wirtschafts- und Steuerrecht beschéftigt und speziell fir Klienten von Steuerberatungskanzleien bestimmt ist. Die veréffentlichten Beitrage sind urheberrechtlich geschiitzt und ohne Gewahr.

© www.klienten-info.at

K&E Wirtschaftstreuhand GmbH A-8010 Graz Hofgasse 3



YOUNG
BUSINESS

SERVICE

NG BUSINESS
SERVICE unterstitzen wir Jung-Unterneh-
merlnnen in der wichtigsten Phase — zu
Beginn ihrer unternehmerischen Tatig-
keit. Machen Sie einen persénlichen
Gesprdachstermin mit uns aus.

Wir informieren Sie gerne iber unser
YBS-Programm.

young-business-service.at ketreuhand.at Member of @ Nexia

“.



K&E Wirtschaftstreuhand GmbH
Hofgasse 3 A-8010 Graz

T +43-(0)316-384640

E office@ketreuhand.at

| ketreuhand.at

| young-business-service.at

Member of @ Nexia




	KLIENTEN JAHRESINFO K&E 2025
	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	1 	Maßnahmen vor Jahresende 2024
	1.1	Für Unternehmer
	1.2	Für Arbeitgeber
	1.3	Für Arbeitnehmer
	1.4	Für alle Steuerpflichtigen

	2 	Neues ab 2025 – aktuelle Themen
	2.1	Die neue Kleinunternehmerregelung ab 2025
	2.2	Abgabenänderungsgesetz 2024 bringt einige positive Veränderungen
	2.3	Progressionsabgeltungsgesetz 2025 – Tarifstufen in der Einkommensteuer ab 2025 und weitere Erleichterungen
	2.4	Konjunkturpaket „Wohnraum und Bauoffensive“ bringt steuerliche Erleichterungen
	2.5	(Steuerliche) Erleichterungen bei Hochwasserkatastrophen

	3 	Fokus Unternehmer
	3.1	Unternehmensübertragungen innerhalb der Familie leichter möglich durch Grace-Period-Gesetz
	3.2	Änderungen im Arbeitsrecht durch Umsetzung der EU-Transparenzrichtlinie
	3.3	BFG erneut zur Umsatzsteuerpflicht bei entgeltlicher Überlassung einer Patientenkartei
	3.4	Die steuerliche Luxustangente bei Elektroautos
	3.5	Rechnungsmerkmale bei Inlandslieferungen bzw. sonstigen Leistungen im Inland

	4 	Fokus Arbeitnehmer
	4.1	Kosten für die doppelte Haushaltsführung bei Verlegung des (Familien)Wohnsitzes steuerlich abzugsfähig?
	4.2	Arbeiten im Homeoffice wird zur Telearbeit
	4.3	OGH stellt strenge Kriterien an die Verjährung von Urlaubsansprüchen

	5 	Fokus Immobilien
	5.1	Hauptwohnsitzbefreiung – es bleibt bei der Begrenzung von 1.000 m²
	5.2	Änderung der Liebhabereiverordnung – längere Betrachtungszeiträume
	5.3	VwGH zur Liebhaberei bei vorzeitiger Einstellung der Vermietung
	5.4	Absetzbarkeit von Fremdkapitalzinsen bei Vermietung, wenn der Kredit von einem Familienangehörigen aufgenommen worden ist
	5.5	Erhaltungsaufwand nach Mieterauszug ist steuerlich nicht absetzbar

	6 	Sozialversicherungswerte, Größenklassen und Zinssätze
	6.1	Sozialversicherungswerte 2025
	6.2	Aktueller Basis-, Stundungs-, Aussetzungs-, Anspruchs-, Beschwerde- und Umsatzsteuerzinssatz
	6.3	Größenklassen für Kapitalgesellschaften

	7 	Steuertermine 2025

